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Drucksache 18/16922 
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der Fraktion der SPD 
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Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN gegen die Stimme der FDP-Fraktion bei Enthaltung 
der AfD-Fraktion zu. 
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NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der SPD-
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 Aus den Augen aus dem Sinn – wie durchdacht ist die Wisent-Umsiedlung 
nach Aserbaidschan? (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [siehe 
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der Landesregierung 
Vorlage 18/4883 

– Wortbeiträge 

9 Unbekannte Stoffe im Rhein – Warum fischt die Landesregierung im 
Trüben? (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 4]) 35 
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der Landesregierung 
Vorlage 18/4871 

– Wortbeiträge 

10 Entscheidend ist auf der Wiese: Wie will die Landesregierung für mehr 
Expertise bei der Obstgehölzpflege sorgen? (Bericht beantragt von der 
Fraktion der SPD [siehe Anlage 5]) 38 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4888 

– Wortbeiträge 

11 Mehr Gülle, weniger Vorgaben – Wie stellt die Landesregierung die 
Einhaltung der Nitratgrenzwerte sicher? (Bericht beantragt von der Fraktion 
der SPD [siehe Anlage 6]) 41 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4864 

– Wortbeiträge 
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* * * 
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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Der Ausschuss kommt überein, Tagesordnungspunkt 4 heute 
nicht zu behandeln.   
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1 Aktuelles Seuchengeschehen (Fortlaufende Berichterstattung) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4908   

Ministerin Silke Gorißen (MLV) ergänzt den schriftlichen Bericht: 

Nach aktuellem Stand sind 372 ASP-positive Wildschweine aufgefunden worden. 
Hinzu kommt ein weiterer Verdachtsfall. Neue Nachweise bei Schüllar und Hilchen-
bach im Kreis Siegen-Wittgenstein haben dazu geführt, dass die bestehenden 
Sperrzonen 1 und 2 über das bisher umzäunte Kerngebiet hinaus erweitert werden 
müssen. Das Land Hessen und der Hochsauerlandkreis sind aufgrund der Erweite-
rung der Zäune bei Schüllar ebenfalls betroffen. Die notwendige Erweiterung der 
Sperrzonen erfolgte in enger Absprache. 

Zudem hat das Land Nordrhein-Westfalen dem Bundesministerium für Landwirtschaft, 
Ernährung und Heimat auf dessen Bitte sowie auf diejenige der EU-Kommission am 
06.03.2026 einen Vorschlag zur erneuten Erweiterung der Sperrzonen unterbreitet. 
Parallel dazu wird das Kerngebiet im Kreis Siegen-Wittgenstein aktuell erweitert und 
weiter umzäunt, um eine Ausbreitung der Seuche wirksam zu begrenzen.  

Nach dem Ausbruch der ASP stand zunächst im Vordergrund, Ruhe in die Wildschwein-
population zu bekommen und das Gebiet rund um das Ausbruchsgeschehen einzuzäu-
nen. Es war von vorneherein klar – das zeigen auch die Erfahrungen aus den an-
deren Bundesländern, die sich in der Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest 
befunden haben oder noch befinden –, dass das einmal festgelegte Kerngebiet im-
mer einer gewissen Anpassung bedarf, wenn es zu neuen Funden kommt.  

Aktuell befinden wir uns in der zweiten Phase, in der es darum geht, den Bestand 
der Wildschweinpopulation besser abzuschätzen und auch die Bejagung danach 
auszurichten. In der nächsten Phase werden wir, wie dies auch in anderen Bundes-
ländern erfolgt ist, die Einrichtung sogenannter Weißer Zonen angehen müssen. 
Dazu zählt eine großräumige, möglichst geschlossene Umzäunung der Sperrzone 
II mit später möglichst wildschweinfrei bejagten Kompartimenten. Diese Maßnahme 
führt zu einem sehr hohen Abstimmungsbedarf unter anderem mit den benachbarten 
Bundesländern Hessen und Rheinland-Pfalz, die derzeit selbst die ASP bekämpfen.  

Nach dem Ende der Jagdruhe in den Restriktionszonen geht es nun um eine effek-
tive Tierseuchenbekämpfung durch die Unterbrechung der Infektionskette und eine 
möglichst schnelle Beseitigung des Erregers. Zentrales Ziel dieser Maßnahmen ist 
eine deutliche Reduktion des Schwarzwildbestandes insbesondere im umzäunten 
Kerngebiet sowie in der Sperrzone II.  

Die dynamische ASP-Lage und die hohen Anforderungen an die Jagd in dieser Re-
gion im Sauerland machen eine sehr klar strukturierte, koordinierte und steuerbare 
Organisation sowie eine Kommunikation der jagdlichen Maßnahmen vor Ort not-
wendig. Deshalb habe ich in der vergangenen Woche beim Landesbetrieb Wald 
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und Holz eine zentrale Koordinierungsstelle für das ASP-Jagdmanagement, die 
ASP-Leitstelle Jagd einrichten lassen. Diese sitzt dann auch vor Ort in Olpe.  

Zu den Kernaufgaben der Leitstelle zählt erstens die Sicherstellung regionaler und 
revierscharfer Bejagungen auf Grundlage aktueller Lagebeurteilungen und strategi-
scher Vorgaben. Dazu gehört insbesondere die operative Koordination von Fallen-
jagd, drohnengestützter Einzeljagd und Drückjagden. Zweitens obliegt ihr die enge 
Abstimmung mit den Jagdausübungsberechtigten und drittens die Einbindung in die 
bestehenden regionalen Strukturen und Verantwortlichkeiten der Kreise, der Wild-
tierseuchen-Vorsorge-Gesellschaft, des Landesbetriebs Wald und Holz und der 
ASP-Kadaversuchhundeeinheit.  

Darüber hinaus wird die Forschungsstelle für Jagdkunde- und Wildtiermanagement 
von uns beratend eingebunden. Die Leitung der ASP-Leitstelle Jagd obliegt dem 
Leiter des Regionalforstamtes Siegen-Wittgenstein.  

Die aktuellen Streckenzahlen wird Herr Abteilungsleiter Hartmann vortragen.  

(Julia Kahle-Hausmann [SPD]: Ich freue mich so!) 

– Herr Hartmann, Frau Kahle-Hausmann freut sich schon. Enttäuschen Sie sie 
nicht.  

Ein weiterer zentraler Bestandteil der ASP-Bekämpfung ist eine intensive Kadaver-
suche im Bereich der aktuellen Fundorte positiv getesteter Wildschweine. Derzeit 
findet deshalb ein Austausch mit Bayern über den Einsatz weiterer Kadaversuch-
hunde statt. Die Anforderung entsprechender Teams ist möglich. Aktuell sprechen 
wir dazu noch Organisatorisches ab. Es müssen Standorte, aber auch Fragen der 
Finanzierung und der Versicherung abgesprochen bzw. geklärt werden.  

Wir werden bekanntlich schon von Teams aus Rheinland-Pfalz unterstützt, wollen 
die Bayern jetzt aber auch noch mit hinzuziehen, um einfach noch mehr Strecke zu 
machen und die eigenen Leute, die schon lange unterwegs sind, ein bisschen zu 
entlasten. Aktuell haben wir täglich über zehn Suchhundegespanne im Einsatz.  

Außerdem trägt der Fallenfang wesentlich zur Bekämpfung der ASP bei. Daher wur-
den jetzt mehr als 15 Fallen zusätzlich bestellt. Wir haben aktuell 15 Fallen im Kern-
gebiet im Einsatz und vier Fallen in der Sperrzone II, wobei zunehmend Fangerfolge 
zu verzeichnen sind. Es werden also auch Rotten gefangen. Das alles läuft in einer 
sehr engen Absprache mit den Jagdausübungsberechtigten, sofern es nicht unse-
ren Staatswald betrifft. 

Die Bekämpfung der ASP wird von allen beteiligten Akteuren sehr ernst genommen. 
Wir haben einen sehr engen, sehr guten Austausch. Ich rufe jedoch weiterhin dazu 
auf, daran sehr geschlossen weiterzuarbeiten, insbesondere, was den Einsatz der 
Jagdausübungsberechtigten angeht.  

Ich war im Februar, zwei Tage nach der jüngsten Sitzung dieses Ausschusses, vor 
Ort. Wir hatten alle eingeladen und fanden ein gut gefülltes Regionalforstamt vor. 
Mit den rund 80 Anwesenden wurde alles noch einmal besprochen. Es waren auch 
viele meiner Mitarbeiter dabei, um klarzumachen, wie wichtig diese Bejagung ist 
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und dass wir es nicht mehr mit einer Jagd im eigentlichen Sinne, sondern einfach 
mit einer Tierseuchenbekämpfung mit ganz anderen Zielen und Maßgaben zu tun 
haben. Das war uns wichtig. Wir stehen auch weiterhin im Austausch.  

Wir haben bei der Ausschussvorsitzenden einen Berichtswunsch angemeldet. Herr 
Dr. Harlizius soll in der nächsten Ausschusssitzung einen Vortrag darüber halten, 
was in dem betroffenen Gebiet unternommen wird, wer was macht und wie der ak-
tuelle Stand ist. Das würde es meines Erachtens besser nachvollziehbar machen – 
man ist schließlich selbst nicht direkt vor Ort eingebunden –, wie die einzelnen Rä-
der ineinander greifen und die Situation sich darstellt. 

MDgt Daniel Hartmann (MLV) führt weiter aus: 

Zunächst möchte ich um Verständnis dafür bitten, dass die Zahlen in dem Bericht 
noch nicht enthalten waren. Wir wollten Ihnen gern die tagesaktuellen Zahlen vor-
tragen; deswegen berichte ich heute mündlich.  

Ich hatte in meinem jüngsten Beitrag im Ausschuss gesagt, dass mit Stand vom 
04.02.2026 insgesamt 35.411 Wildschweine landesweit auf ASP untersucht worden 
sind, und zwar alle erlegten, alle verunfallten und alle tot aufgefundenen Wild-
schweine. Nach aktuellem Stand sind 39.695 Wildschweine im Zeitraum 14.06.2025 
bis 06.03.2026 untersucht worden, die gesund oder krank erlegt, verunfallt oder ver-
endet aufgefunden worden waren. Alle Proben bis auf die der soeben von Frau Mi-
nisterin genannten 372 Wildschweine waren negativ.  

Die Zahl der untersuchten Tiere entspricht schon jetzt nahezu einer vollständigen 
Jahresstrecke in Nordrhein-Westfalen ohne den Zeitraum vom 01.04.2025 bis zum 
13.06.2025, dem Tag, an dem die ASP in Nordrhein-Westfalen ausgebrochen ist, 
und dem noch verbleibenden restlichen Jagdjahr 07.03.2026 bis 31.03.2026.  

Zur Einordnung der Situation vor Ort bezogen auf die drei von der ASP betroffenen 
Kreise Hochsauerlandkreis, Olpe und Siegen-Wittgenstein. Die Schwarzwildstrecke 
für das Jagdjahr 2024/2025 lag bei etwa 10.500 Wildschweinen. Aktuell sind mit 
Stand vom 6. März 2026 bislang 11.422 erlegte und tot aufgefundene Wildschweine 
beprobt. Das sind 922 Sauen mehr als die gesamte Jagdstrecke des vergangenen 
Jagdjahres in den drei Kreisen. 

Ich hatte die Zahlen beim letzten Mal nach Kreisen aufgeschlüsselt, und kann Ihnen 
das gerne noch einmal genauso darlegen. Im Hochsauerlandkreis wurden bis dato 
insgesamt 5.804 Wildschweine untersucht – erlegte, tot aufgefundene und verun-
fallte –, im Kreis Olpe waren es 2.109 und im Kreis Siegen-Wittgenstein 3.509 Wild-
schweine. In der Sperrzone II sind insgesamt 2.158 Wildschweine erlegt worden. 
Im Kerngebiet waren es 333 erlegte Wildschweine und die 372 durch die Kadaver-
suchhundestaffel tot aufgefundenen ASP-infizierten Wildschweine.  

Die Zahl der 11.422 beprobten Wildschweinen beinhaltet nur die Stücke, die auch 
wirklich im Zeitraum 14.6.2025 bis 06.3.2026 erlegt oder aufgefunden wurden. 
Hinzu kommen noch die Wildschweine, die bereits in der Zeit vom 01.4.2025 bis 
13.06.2025 geschossen wurden, und die des noch verbleibenden Jagdjahres. 
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Schon jetzt ist es absehbar, dass die Jagdstrecke deutlich über der Vorjahresstre-
cke von insgesamt 40.088 Wildschweinen liegen wird.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD) bedankt sich für die Zahlen, die ihr deutlich aussage-
kräftiger erschienen als das, was in den vorhergehenden Sitzungen gesagt worden 
sei. Sie wünsche sich darüber hinaus einen Überblick über den noch verbliebenen 
Bestand in der Kernzone und in den Sperrzonen II und I. Da der Schwarzwildbestand 
dem Friedrich-Löffler-Institut zufolge für eine wirksame ASP-Bekämpfung um mindes-
tens 60 % reduziert werden müsse, wüsste sie gerne, von welcher Mindestpopulations-
größe die Landesregierung ausgehe bzw. ob die gewünschte Reduktion in der Kern-
zone mit den 372 bisher aufgefundenen und 333 erlegten Stücken erreicht worden sei. 

Dietmar Brockes (FDP) bittet die Landesregierung, dem Ausschuss die soeben ge-
nannten Zahlen im Nachgang schriftlich zu übermitteln. Der aktuelle Bestand interes-
siere ihn sehr. Da die Witterung mittlerweile eine Drohnenüberfliegung zulassen dürfte, 
wüsste er zudem gerne, wann der Ausschuss über die Ergebnisse dieser Maßnahme 
informiert werde.  

Bezüglich der deutlichen Reduktion des Bestandes habe die Ministerin von Fallen sowie 
von der ASP-Leitstelle gesprochen. Er würde gern erfahren, ob die Jagdausübungsbe-
rechtigten beim Landesbetrieb Wald und Holz mittlerweile vor Ort eingesetzt würden.  

Ministerin Silke Gorißen (MLV) informiert in Bezug auf die Drohnenbefliegungen, die 
eigentlich schon vor zwei Wochen erwarteten Ergebnisse würden aufgrund der nebe-
ligen Bedingungen im Sauerland, die das Sichten der Wildschweine und die Errech-
nung der Population erschwerten bzw. die Befliegung zeitweise unmöglich gemacht 
hätten, später als ursprünglich angenommen zur Verfügung stehen. Die Landesregie-
rung rechne nun für Mitte März 2026 mit Ergebnissen. Spätestens zum folgenden Aus-
schusstermin sollten die Zahlen daher vorliegen.  

Überflogen würden sowohl das Kerngebiet als auch die Sperrzonen. Gleichzeitig werde 
in Absprache mit den Jagdausübungsberechtigten die drohnenunterstützte Jagd in den 
jeweiligen Revieren ermöglicht. Die Jäger vor Ort wüssten nicht, ob Wildschweine vor-
handen seien, wenn sie selbst keine oder nur wenige sichteten. Die Drohnen könnten 
deren Wahrnehmung verifizieren oder die Tiere gegebenenfalls orten. Die Jäger seien 
derzeit noch auf diese Unterstützung angewiesen. Bisher kenne die Landesregierung 
die Population tatsächlich noch nicht genau. 

Die Tierseuchenbekämpfung durch Bejagung laufe. Die Fallenjagd werde von der Lan-
desjagdeinheit beim Landesbetrieb Wald und Holz durchgeführt. Auch dazu könnten 
bei Interesse demnächst Zahlen geliefert werden.  

MDgt Daniel Hartmann (MLV) ergänzt, die Drohnenbefliegungsdaten bildeten die 
Grundlage für die Populationsabschätzung. Ohne diese könne sich das MLV lediglich 
an den Jagdstrecken der vergangenen Jahre orientieren. Witterungsbedingt, also aufgrund 
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von Schnee und Nebel, habe sich die Datensammlung verzögert. Sobald die Daten vor-
lägen, würden diese für die verstärkte und zielgerichtete Bejagung eingesetzt.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD) äußert Unzufriedenheit über die Tatsache, dass das 
MLV die Populationsgröße noch nicht kenne, obwohl die Afrikanische Schweinepest 
bereits im Juni 2025 ausgebrochen sei, die Landesregierung es also in über neun Mo-
naten nicht geschafft habe, die Populationsgröße abzuschätzen. Ihrem Verständnis 
nach hätte die Zahl schon früher erhoben werden müssen. In Gesprächen habe sie 
von 1.000 bis zu 3.000 Stücken gehört. Sie verstehe nicht, dass die Landesregierung 
derartig im Nebel stochere, und frage sich, welche Zahlen dieser tatsächlich vorlägen.  

Dietmar Brockes (FDP) kritisiert ebenfalls die weiterhin fehlende fundierte Daten-
grundlage. Es habe 2026 schon viele Tage mit gutem Wetter gegeben. Angesichts 
dessen wundere es ihn, dass die Daten noch nicht vorlägen. Sollten diese, wie soeben 
angekündigt, bereits Mitte März geliefert werden, bitte er darum, sie dem Ausschuss 
unmittelbar und nicht erst zu der kommenden für Ende April 2026 angesetzten Sitzung 
zukommen zu lassen.  

Markus Höner (CDU) warnt vor einer fehlgeleiteten Diskussion. Zwar sei die Popula-
tionsabschätzung wichtig, um am Ende der Seuchenbekämpfung zu wissen, wann das 
Ziel, die Kernzone zu räumen, erreicht sei. Derzeit gehe es jedoch noch gar nicht da-
rum, sondern eher um die Jagd an sich und die Entnahme der Tiere. Dem Bericht 
zufolge würden Saufänger eingesetzt, womit die Population in der Kernzone gedrückt 
werden könne.  

Ungeachtet der großen Bedeutung der Zahlen für die Folgenabschätzung halte er im 
Moment anderes für wichtiger: Bei einem Besuch der Kreisjägerschaft im Kreis Olpe 
habe diese sich sehr zufrieden mit der Unterstützung und den Maßnahmen vor Ort 
gezeigt. Diese liefen gerade in der Kernzone sehr organisiert ab. So werde berichtet, 
man komme mit den geschossenen Tieren gar nicht in Berührung, weil die Wildtier-
seuchen-Vorsorge-Gesellschaft die Jäger bei der Räumung unterstütze.  

Die Menschen an den Saufängen, bei der Wildtierseuchen-Vorsorge-Gesellschaft und 
in den Hundestaffeln aus NRW und weiteren Bundesländern setzten sich täglich dafür 
ein, die Population zu verkleinern. Deswegen bitte er die Ministerin, zumindest vonsei-
ten der CDU-Fraktion ein großes Dankeschön an die vor Ort Tätigen mitzunehmen.  

Diesen Dank gebe sie gern weiter, so Ministerin Silke Gorißen (MLV). Die Landes-
regierung habe Drohnen angeschafft und professionelle Drohnenpiloten verpflichtet, 
um die Daten zu erheben. Für die Befliegung habe es jedoch zunächst den entlaubten 
Wald im Winter gebraucht. Zum Zeitpunkt des Ausbruchs der ASP, also des ersten 
Fundes am 13. Juni 2026, hätte man in dem voll im Laub stehenden Wald mit Drohnen 
gar nichts sehen können. Wegen des bekanntermaßen strengen Winters insbeson-
dere im Sauerland hätten die Drohnen, diesmal wegen Schnees und Nebels, weiterhin 
nichts aufzeichnen und damit kaum Ergebnisse bringen können.  
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Mittlerweile fänden diese Drohnenbefliegungen jedoch statt, neben all den übrigen Ak-
tivitäten in der Region. Sie würde daher ungern das Zeichen in die Region senden, die 
Menschen dort könnten das alles nicht. Vielmehr arbeiteten dort tatsächlich Profis.  

Die Rednerin der SPD-Fraktion habe soeben von den vor Ort kursierenden sehr stark 
voneinander abweichenden Schätzungen der Wildschweinpopulation gesprochen. 
Eine solche Spekulation helfe niemandem weiter, weil belastbare Größen benötigt 
würden, die derzeit mithilfe der Drohnen ermittelt würden. Dazu werde sie in der kom-
menden Sitzung gern berichten. Sie halte jedoch wie der Sprecher der CDU-Fraktion 
die Tierseuchenbekämpfung, die derzeit parallel zur Drohnenbefliegung weiterlaufe, 
für das Wichtigste.  

Es handele sich um ein sehr ausgedehntes Gebiet. Das Wildschweinvorkommen über 
den Bildschirm zu erfassen und zu zählen, verursache viel Arbeit. Sobald die Zahlen 
vorlägen, würden diese entsprechend ausgewertet und aufbereitet. Dann werde auch 
der Ausschuss Informationen zu den Populationsgrößen erhalten.  

Dietmar Brockes (FDP) dankt der Ministerin für ihre Bereitschaft, den Ausschuss zeit-
nah zu informieren. Er wolle jedoch klarstellen, dass weder er noch die Kollegin von der 
SPD-Fraktion Kritik an den vor Ort Tätigen geäußert habe, wie der Redner der CDU-Frak-
tion nahegelegt habe. Auch seine Fraktion sei den Menschen vor Ort sehr dankbar für 
ihre Bemühungen. Dennoch halte er die Kenntnis der Bestandszahlen für unabding-
bar, um einschätzen zu können, ob das Richtige und ausreichend viel unternommen 
werde. Er bitte noch einmal darum, alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen.  
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2 NRW muss funktionieren: Gegen Platznot und Neuversieglung: Flächenre-

cycling bereitet den Boden für Wirtschaftswachstum und neue Jobs  

Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 18/14724  

Ausschussprotokoll 18/1138 (Anhörung vom 26.01.2026)  

(Überweisung an den Ausschuss für Umwelt, Natur- und Ver-
braucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume 
am 18.09.2026) 

Ralf Stoltze (SPD) betont, in dem Antrag gehe es darum, vorhandene Flächen durch 
die Priorisierung von Brachflächen gezielt zu aktivieren, Genehmigungsprozesse zu 
beschleunigen, einen landesweiten Fonds zu schaffen und mit der Übertragung der 
Liegenschaften an eine landeseigene Flächenentwicklungsgesellschaft zu beginnen. 
Dafür müsse die Datenbasis zum Bestand an Brachen und Altstandorte aktualisiert 
und ein digitaler Flächenpasses eingeführt werden. Zudem müsse das Land ständig 
mit den Städten im Gespräch bleiben, um bestehende Finanzierungsmöglichkeiten 
auszubauen bzw. neue einzurichten und jährliche Finanzmittel bereitzustellen.  

Die im Antrag formulierten Zielsetzungen seien in der Anhörung auf Zustimmung ge-
stoßen. Danach müsse das Flächenrecycling verstärkt werden, und die Brachflächen-
entwicklung sollte Priorität vor der Entwicklung auf der grünen Wiese haben. Darüber 
bestehe im Ausschuss seines Erachtens auch Einigkeit. Die Forderung nach einem lan-
desweiten Flächenfonds und bzw. einer Landesentwicklungsgesellschaft sei ebenfalls 
positiv bewertet worden, wenngleich über die Mittelverwendung diskutiert werden könne.  

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE) bezeichnet die im Antrag der SPD-Fraktion formulierte 
Problembeschreibung als weitgehend zutreffend. Die Lösungsansätze gingen aus 
Sicht seiner Fraktion jedoch zum Teil am Problem vorbei oder seien bereits umgesetzt. 
So seien die Mittel zur Unterstützung des AAV im aktuellen Haushalt aufgestockt wor-
den. Weiteres werde derzeit vorbereitet. Auch die Förderrichtlinie für die Brachflächen-
reaktivierung durch die Kommunen existiere schon, und die Brachflächenerfassung 
durch das LANUK sei abgeschlossen. Er halte den Antrag daher für überholt. 

Klaus Hansen (CDU) verweist auf die Debatte bei der Einbringung des Antrags im 
Plenum des Landtags. Schon damals habe seine Fraktion den Antrag für überflüssig 
gehalten. Nordrhein-Westfalen sei in der Sache gut aufgestellt, unter anderem weil 
das LANUK die Brachflächen systematisch erfasse und die Kommunen bei der Ver-
wendung der Brachflächen unterstützt würden. Unter anderem werde diesen eine lan-
desweite Übersicht potenzieller Brachflächen als Grundlage für konkrete Projekte zur 
Verfügung gestellt. Auch der AAV sei gut ausgestattet, und die Höhe der bereitgestell-
ten Mittel sei angepasst worden.  
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Dietmar Brockes (FDP) merkt an, die SPD-Fraktion habe das Problem richtig erkannt, 
schlage jedoch die falschen Werkzeuge vor, indem sie komplett auf neue staatliche 
Strukturen, zentrale Steuerung und starre Vorgaben setze. Aus Sicht der Freien Libe-
rale wirke dies eher bremsend als fördernd. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD 
gegen die Stimmen der SPD-Fraktion ab.   
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3 Verbraucher stärken – Monatliche Heizkosteninformation und transparente 

Energiepreisgestaltung verpflichtend umsetzen  

Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 18/15899  

Schriftliche Anhörung  
des Ausschusses für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume  
Stellungnahme 18/3425 
Stellungnahme 18/3427  

(Überweisung an den Ausschuss für Umwelt, Natur- und Ver-
braucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume – 
federführend – sowie an den Ausschuss für Bauen, Wohnen und 
Digitalisierung am 08.10.2026) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill informiert, der mitberatende Bauausschuss habe in sei-
ner Sitzung am 5. März 2026 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, Bündnis 
90/Die Grünen, FDP und AfD und gegen die Stimmen der antragstellenden Fraktion 
der SPD die Ablehnung des Antrags empfohlen.  

René Schneider (SPD) kritisiert, wie sich unter TOP 2 gezeigt habe, laufe die Aus-
wertung von Anhörungen immer nach demselben Muster ab. Jeder interpretiere die 
mündlichen oder schriftlichen Stellungnahmen anders, und zwar jeweils so, wie es 
dem Redner gerade gelegen komme. Daher wolle er dieses Spiel abkürzen und bitte 
lediglich um Zustimmung zu dem Antrag. Sicherlich würden die übrigen Fraktionen 
Argumente dafür finden, ihn abzulehnen.  

Norwich Rüße (GRÜNE) äußert die Vermutung, sein Vorredner wolle die Diskussion 
vielmehr deswegen abkürzen, weil die Stellungnahmen für dessen Fraktion nicht po-
sitiv auffielen.  

René Schneider (SPD) wirft ein, mit solchen Standardreaktionen habe er gerechnet.  

Norwich Rüße (GRÜNE) fährt fort, die Aussagen des VKU zu dem Antrag seien vernich-
tend ausgefallen, während die Verbraucherzentrale sich verhalten geäußert habe. Auf 
der Grundlage dieser Stellungnahmen lehne seine Fraktion den Antrag ab.  

Dr. Christian Untrieser (CDU) weist darauf hin, dass zwei eingegangene Stellung-
nahmen im Rahmen einer Anhörung einen Negativrekord darstellten. Für relevanter 
halte er jedoch, dass installierte Zähler und Heizkostenverteiler bis Ende 2026 ohnehin 
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durch fernablesbare Geräte ersetzt werden müssten. Im Antrag werde dafür plädiert, 
dies mit Förderprogrammen und anderen Maßnahmen zu begleiten. Da jedoch in neun 
Monaten eine gesetzliche Pflicht gelte, ergäben solche Förderprogramme aus landes-
politischer Sicht keinen Sinn.  

Vermutlich gehe es der SPD-Fraktion darum, für niedrige Energiepreise zu sorgen und 
zu werben. Dieses Anliegen teile mit Sicherheit der gesamte Ausschuss, und es müss-
ten dafür auch verschiedene Maßnahmen ergriffen werden. Die in dem Antrag vorge-
legten Vorschläge halte er jedoch für ungeeignet.  

Dietmar Brockes (FDP) versichert, da er nicht an Koalitionsabsprachen gebunden 
sei, würde er einem Antrag der SPD-Fraktion zustimmen, wenn er sich mit den Positi-
onen der FDP-Fraktion vertrüge. Für diesen Antrag treffe dies jedoch nicht zu. Darin 
werde zwar mehr Transparenz gefordert, diese sorge jedoch nicht unbedingt für mehr 
Kostenentlastung, sondern umgekehrt für mehr Bürokratie und auch mehr Kosten für 
die Versorger und die Wohnungswirtschaft.  

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD 
gegen die Stimmen der SPD-Fraktion ab.   
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(Wird heute nicht behandelt; siehe „Vor Eintritt in die Tagesordnung“.) 

4 Tierheime stärken statt behindern – Bürokratie abbauen, Bau und Betrieb 
erleichtern  

Antrag  
der Fraktion der AfD  
Drucksache 18/16485  

Schriftliche Anhörung  
des Ausschusses für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz,  
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume 
Stellungnahme 18/3468   
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5 Den vorsorgenden Hochwasserschutz in NRW stärken – technischen und 

ökologischen Hochwasserschutz sinnvoll verzahnen  

Antrag  
der Fraktion der CDU und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 18/16922 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 18/18112  

(Überweisung an den Ausschuss für Umwelt, Natur- und Ver-
braucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume – 
federführend – sowie an den Ausschuss für Heimat und Kommu-
nales am 18.12.2025) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Der mitberatende Ausschuss für Heimat und Kommu-
nales empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und Grünen gegen 
die Stimme der FDP-Fraktion bei Enthaltung der AfD-Fraktion die Annahme des An-
trags. In unserer letzten Sitzung haben wir zwar keine inhaltliche Beratung durchge-
führt, aber für heute die abschließende Beratung und Abstimmung beschlossen. Heute 
früh ist Ihnen dazu noch ein Entschließungsantrag der Fraktion der SPD Drucksache 
18/18112 zugegangen. Hierüber werden wir am Schluss abstimmen.  

Astrid Vogelheim (GRÜNE): Ich freue mich, dass wir heute endlich über diesen Antrag 
abstimmen. Wir geben dem Ministerium damit noch einmal ein bisschen Rückenwind 
für seine schon sehr gute Arbeit im Bereich des Hochwasserschutzes und gehen in 
Richtung einer Verstärkung des ökologischen Hochwasserschutzes. Zudem stellen wir 
sicher, dass es auch Finanzierungen und Flächen für den Hochwasserschutz gibt. Da-
her freue ich mich sehr darüber, dass wir heute abschließend darüber beraten. 

Wir haben auf Wunsch der SPD nicht direkt in der Plenarsitzung über diesen Antrag 
entschieden. Diese hatte Sorgen wegen möglicher Kollisionen mit der Enquetekom-
mission geäußert und gesagt, sie habe noch Wünsche im Bereich des Hochwasser-
schutzes. Daher haben wir vereinbart, den Antrag in den Ausschuss zu vertagen, um 
hier noch einmal darüber zu diskutieren. Wir haben auch das Signal gegeben, dass 
wir darüber sprechen können, was der SPD-Fraktion in diesem Antrag noch fehlt. Das 
ist schon eine Weile her.  

Ich versuche immer, mich ein bisschen in mein Gegenüber hineinzuversetzen. Als ich 
den Entschließungsantrag gesehen habe, habe ich mir überlegt, wie das wohl in der 
SPD-Fraktion abgelaufen ist. – Habt ihr wirklich erwartet, dass ihr an dem Tag, an dem wir 
das beschließen, morgens einen Entschließungsantrag einbringt und wir dann ad hoc, 
ohne dass wir Zeit gehabt hätten, den wirklich einmal durchzugehen oder zu bewerten, 
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sagen: „Ja, dabei können wir mitmachen“? Es wundert mich ein bisschen, dass wir 
nicht eher darüber gesprochen haben.  

Ich hatte wirklich nur kurz Zeit, um ihn einmal zu überfliegen, weil ich heute viele Ter-
mine hatte. Im Großen und Ganzen kann man sagen: Der überwiegende Teil dessen, 
was in dem Entschließungsantrag gefordert wird, läuft so oder so ähnlich schon längst. 
Damit würde eigentlich nur das bestätigt, was ohnehin passiert. Es ist jedoch ein 
Knackpunkt dabei, aufgrund dessen wir ihn auf keinen Fall mittragen können. Mit ein 
bisschen Diskussionszeit hätten wir vielleicht die Möglichkeit gehabt, noch einmal et-
was nachzubessern und eine gemeinsame Linie zu finden, aber das Thema „überra-
gendes öffentliches Interesse“ halte ich persönlich für sehr schwierig. 

Wir diskutieren derzeit das überragende öffentliche Interesse in der Trinkwasserver-
sorgung, bei militärischen Angelegenheiten, in der IT-Versorgung und haben es in der 
Energieversorgung schon umgesetzt. Wenn man das überragende öffentliche Interesse 
überall einsetzt, gibt es keinen Vorrang mehr. Wenn alles Priorität hat, hat man keine 
Prioritäten mehr. Das wäre ein wesentlicher Grund dafür, dass wir diesen Antrag nicht 
mitgehen können. Ein zweiter Grund ist, dass wir keine Gelegenheit hatten, uns den 
Entschließungsantrag gut anzuschauen und zu diskutieren. Wir werden ihn ablehnen.  

Stephan Wolters (CDU): Ich kann mich inhaltlich dem anschließen, was die Kollegin 
gesagt hat. Wir waren eigentlich schon entscheidungsreif, als wir im Plenum darüber 
gesprochen haben. Wir hatten ganz bewusst einen sehr umfassenden Antrag aufge-
legt, der sehr viele Punkte beinhaltet und darstellt, damit man auch weiß, dass wir 
nichts Neues anstoßen müssen – wir befinden uns mitten in einem Prozess, in dem 
schon wahnsinnig viel gemacht wird –, und haben das, so wie es hier in der Formulie-
rung auch zugrunde gelegt wird, mit Prüfaufträgen für weitere Finanzierungsmöglich-
keiten und weitere Arbeiten verbunden.  

Kollegin Vogelheim war, was die eingereichte Unterlage angeht, in ihren Formulierun-
gen diplomatisch. Bezogen auf den zeitlichen Ablauf kann ich mich dem nur anschlie-
ßen. Ich selbst war heute Morgen noch unterwegs. Gott sei Dank sind wir hier mit 
mehreren vertreten, sodass wir uns mit diesem Text auseinandersetzen konnten.  

Wenn ich überlege, mit welcher Kritik die SPD-Fraktion im Plenum an die Sache her-
angegangen ist, auf deren Wunsch hin wir die Beratung in diesen Ausschuss verscho-
ben haben, obwohl wir entscheidungsreif gewesen wären, und mir die Formulierungs-
ansätze anschaue, die aus internen Bereichen bzw. anderen Papieren aus dem EK-
Bereich stammen, dann – ich drücke es einmal so aus –, wundere ich mich doch allzu 
sehr, dass dieses hier in dieser Form vorgelegt wird.  

Es ist auch diplomatisch formuliert, wenn ich sage, dass wir diesen Entschließungsan-
trag nicht nur nicht brauchen, sondern selbstverständlich ablehnen, weil die Ausgewo-
genheit aller Argumente, die wir unserem Antrag zugrunde gelegt haben, deutlich dar-
gelegt wurde und nichts Neues dazugekommen ist.  
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René Schneider (SPD): An der Stelle der wahre Ablauf: Warum ist dieser Antrag in 
diesem Ausschuss gelandet? Sie haben ihn gestellt, und zwar mit wesentlichen Inhalten 
aus einer aktuell tagenden Enquetekommission, die zur Stunde das Kapitel „Hochwas-
serschutz“ berät. Wir haben daraufhin Kontakt mit Ihnen aufgenommen und gesagt bzw. 
die Anregung gegeben: Darüber wollt ihr nicht allen Ernstes stante pede, also sofort, ab-
stimmen. Es ist doch klug, die Erkenntnisse aus der Enquetekommission, die wir ge-
rade generieren, in diesen im Bereich „Umwelt“ gestellten Antrag hineinzunehmen. 

Deswegen wurde der Antrag einmal und auch ein zweites Mal verschoben. Jetzt steht 
er zur Abstimmung, aber doch nicht allen Ernstes, damit wir noch etwas hinzufügen. 
Also Entschuldigung, diese von Ihnen zur Schau gestellte Naivität ist doch nicht ernst 
gemeint. Sie haben das alles doch nicht gemacht, also diese Einbringung und das 
Abwarten in diesem Ausschuss, damit wir noch Vorschläge machen. Mindestens zwei 
unserer Vorschläge stammen von den Grünen und der CDU, denen müssten Sie also 
sogar zustimmen, aber darum ging es Ihnen nie.  

Wir sehen aktuell – da kann man zumindest in Teilen einmal aus dem Maschinenraum 
sprechen –, dass dieser Antrag gestellt worden ist, um ihn im Enquetebericht zu zitieren. 
Inhalte aus der Enquetekommission zu nehmen, sie in einen Antrag zu packen und die-
sen zu beschließen, um sich anschließend selbst zu zitieren, ist schon – jetzt versuche 
ich auch einmal, mich diplomatisch auszudrücken – ein Stück aus dem Tollhaus.  

Insofern ist es egal, wie wir dies vorgebracht haben. Es ist Ihnen doch überhaupt nicht 
daran gelegen, noch irgendwelche Vorschläge in diesen Antrag aufzunehmen. An-
sonsten hätten Sie ihn bis zum Abschluss der Enquetekommission ruhend gestellt, um 
all die wichtigen Punkte zu ergänzen, die wir dort noch generieren. 

Es scheint Ihnen egal zu sein, was am Ende in den Handlungsempfehlungen steht. 
Ansonsten hätten Sie gesagt: Wir warten die Handlungsempfehlungen für den Ab-
schlussbericht ab und hieven diese dann in den Antrag. Aber nein, jetzt wird es klar: 
Es muss schnell, schnell gehen, um diesen Antrag am Ende auch noch selbstreferen-
ziell zitieren zu können. Das kann man so machen, aber fein ist dieses Vorgehen nicht.  

Insofern läuft Ihre Kritik, unser Entschließungsantrag sei erst heute Vormittag gekom-
men, ins Leere. Entschuldigung, aber wenn man die Prosa am Anfang wegnimmt, die 
jedem Antrag zu eigen ist, kann man die vier Punkte, die sich hinter den entscheiden-
den Spiegelstrichen verbergen, gut durchdringen, wie ich meine, zumal sie aktuell dis-
kutiert werden und State of the Art sind. Insofern geht die Kritik fehl. Ehrlicherweise ist 
bzw. war das, was mit diesem Antrag gelaufen ist, von Anfang bis Ende eine Farce.  

Dietmar Brockes (FDP): Frau Kollegin Vogelheim, ich fand es auch etwas sonderbar, 
dass Sie vorhin das Verfahren des Entschließungsantrags der SPD-Fraktion kritisiert 
haben. Denn dieses war bei dem ursprünglichen Antrag, also Ihrem, schon alles an-
dere als glücklich, um es einmal bescheiden zu formulieren.  

(Julia Kahle-Hausmann [SPD]: Das war diplomatisch! – René Schneider 
[SPD]: Es ist eigentlich eine Sauerei!)  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 20 - APr 18/1169 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz,  11.03.2026 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume 
79. Sitzung (öffentlich) vk 
 
 
Es ist ja schon mehrfach gesagt worden: Ich halte es nicht für den richtigen Weg, dass 
hier parallel zu der Arbeit der Enquetekommission, in der man sich bemüht, partei-
übergreifend Lösungen zu finden und in der wir uns gerne sehr konstruktiv einbringen, 
versucht wird, Themen zu besetzen. Das haben wir schon mehrfach deutlich gemacht.  

(Widerspruch von der CDU) 

Zu dem Antrag selbst. Um es klar zu sagen: Er trägt aus unserer Sicht fachlich nicht. 
Es fehlen wichtige Punkte wie die Digitalisierung, die Priorisierung nach Risiken und 
realistische Lösungen, gerade auch für das dichtbebaute Land NRW. Sie reden in Ih-
rem Antrag zwar von einem digitalen Formular, dies ist aus unserer Sicht jedoch noch 
kein digitaler Hochwasserschutz. Es fehlen KI-gestützte Verfahren, digitale Zwillinge 
und automatisierte Risikobewertungen. Daher bleibt der Antrag aus unserer Sicht sehr 
weit zurück.  

Sie bringen den Vergleich mit Brandenburg und träumen von großflächigen Deichrück-
verlegungen und Auenwäldern. Wir haben hier in Nordrhein-Westfalen ganz andere 
Voraussetzungen. Wir sind dichter besiedelt und haben Nutzungskonkurrenzen sowie 
viel komplexere Eigentumsverhältnisse. Das hierhin zu übertragen, funktioniert des-
wegen nicht.  

Insofern sprechen leider ausreichend viele Punkte dafür, ihn abzulehnen. Der Entschlie-
ßungsantrag der SPD-Fraktion ist die Reaktion darauf und greift ebenfalls Punkte auf, 
die in der Enquetekommission beraten werden und bei denen wir versuchen wollten, 
gemeinsam zu einer Lösung zu finden. Deshalb können wir beide Anträge heute nur 
ablehnen. Wir hoffen, dass wir in der Enquetekommission wieder zu einem konstruk-
tiven Miteinander kommen und nicht bei diesem Gegeneinander bleiben. 

Astrid Vogelheim (GRÜNE): Der Antrag beinhaltet natürlich nicht all das, was wir in 
der Enquetekommission besprochen haben, weil der Antrag nicht aus der Enquete-
kommission heraus kommt. Er wurde schon vorher vorbereitet, weil wir im Hochwasser-
schutz keine Zeit zu verlieren haben und Finanzierungsmittel sowie Flächen brauchen. 
Das war klar, bevor wir die Enquetekommission ins Leben gerufen haben.  

Manchmal dauert es, bis man genau weiß, auf welchem Wege eine Finanzierung laufen 
kann und wie die Flächen zur Verfügung gestellt werden können. Deswegen hat sich 
das mit der Enquetekommission überschnitten. Diesen Antrag habe ich jedoch schon 
zu Beginn der Arbeit der Enquetekommission angekündigt. Ich habe von Anfang an 
mit offenen Karten gespielt und gesagt, dass wir noch einen Antrag zum Thema „Hoch-
wasserschutz“ stellen werden.  

An die SPD gerichtet: Der von Ihnen benannte Sachverständige hat uns noch zwei 
oder drei Wochen vor Einbringung des Antrags ein offizielles Schreiben zugeschickt, 
in dem er darum bat, dass wir eine größere Finanzierung für den Hochwasserschutz 
zur Verfügung stellen sollten. Er bittet uns darin ausdrücklich darum, vor allen Dingen 
zügig mehr Geld für den Hochwasserschutz bereitzustellen.  

Als die Rückmeldung von der SPD-Fraktion kam, habe ich direkt die Hand gereicht 
und gesagt: Lasst uns darüber sprechen. Was für Änderungen habt ihr denn? Was soll 
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noch in den Antrag hinein? Bis heute kam gar nichts mehr. Ich kann nicht davon aus-
gehen, dass es ernst gemeint war und dieser Antrag gemeinsam gestellt werden sollte.  

Stephan Wolters (CDU): Wenn man hier einen Antrag vorlegt, der so allumfassend 
ist und so viele Punkte beinhaltet, mag es für manche schwierig sein, noch zu argu-
mentieren, dass die Zielsetzung nicht richtig ist, oder Punkte zu ergänzen, weil diese 
in dem Themenkomplex schon enthalten sind. Wir haben bewusst Formulierungsan-
sätze gewählt, die uns die Option offen halten, in alle möglichen Teilbereiche hinein-
zugehen. Auch das heikle Thema der Finanzierung ist angesprochen worden. Wir ha-
ben nicht nur die Bereitstellung von Geld zugrunde gelegt, sondern wollen auch prüfen, 
woraus entsprechende Finanzierungsmittel in Zukunft generiert werden.  

Wenn man den Blick über den Tellerrand hinaus wagt und in eine andere Gebiete 
schaut, um zu prüfen, wie es dort gehandhabt werden, heißt dies nicht, dass diese 
Muster immer eins zu eins übernommen werden müssen, sondern es ist eine gute 
Sache, auch durchaus einmal Punkte aufzunehmen, die an anderer Stelle laufen, um 
zu prüfen, ob sie bei uns auch gemacht werden können. Es ist ein unwahrscheinlich 
gut austarierter Antrag, der auch diese Punkte beinhaltet.  

Herr Schneider, als ich Sie vorhin habe reden höre, erschien es mir Ihre Intention zu 
sein, die Formulierungsansätze aus der EK aufzunehmen, um sie kurzfristig einzu-
reichen, wohlwissend, dass sie abgelehnt würden, weil sie nicht Bestandteil dieses 
Verfahrens sind. Schön ist das nicht. Ich muss das auch nicht weiter ausformulieren.  

Es ist wirklich schwierig, einen solchen Antrag zum technischen Hochwasserschutz 
mit den zugrunde gelegten Ausformulierungen und Arbeitsansätzen, der – die Kollegin 
hat es soeben gesagt – wirklich weit vor dem Beginn der Arbeit der Enquetekommis-
sion zum Thema „Wasser“ angesprochen wurde, abzulehnen.  

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Ich wollte noch etwas zu zwei Wortbeiträgen sagen. 
Einmal zu Ihnen, Herr Kollege Brockes. Sie nannten vorhin das Stichwort „Branden-
burg“. Dieses Bundesland kommt mit seinen Lösungen in unserem Antrag nicht vor. 
Ich weiß nicht, woher Sie das haben. Wir ziehen den Vergleich zu den Niederlanden. 
Diese sind sehr gut mit Nordrhein-Westfalen zu vergleichen, weil wir hier wie dort eine 
dichte Besiedlung haben.  

Die Niederlande gelten bei uns im Wasserbau und in allen Fragen der Wasserpolitik, 
des Hochwasserschutzes und des Küstenschutzes immer ein wenig als Vorbild. An 
deren Erfahrungen knüpfen wir in unserem Antrag an, weil sie uns darin wirklich voraus 
sind. Wir brauchen einen guten Mix aus technischem und ökologischem Hochwasser-
schutz. Das sagen wir immer und führen es auch hier aus. Daher halte ich den Antrag 
für sehr zukunftsfähig. 

An die Kolleg*innen von der SPD: Ich finde in Ihrem Entschließungsantrag Punkte, bei 
denen ich sagen kann: Okay, darüber kann man reden. An zwei Punkten habe ich aber 
den Kopf geschüttelt, das will ich hier sagen. Das war einmal das überragende öffent-
liche Interesse. Damit knüpfe ich ein bisschen bei dem an, was Herr Brockes sagte, 
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dass NRW nämlich dicht besiedelt ist. Ja, und wir haben hier ganz unterschiedliche 
Interessen auf engem Raum abzugleichen und abzuwägen. Wenn ich den Hochwas-
serschutz über alles setze und sage, die Konflikte mit der Landwirtschaft, mit dem Na-
turschutz, mit dem Denkmalschutz, mit dem Bauen …  

Ich bekenne mich dazu: Es ist zwar manchmal ein bisschen kompliziert, aber eben die 
Folge einer dichten Besiedlung, dass man diese Sachen in einem straff geführten Ge-
nehmigungsverfahren bzw. einem Planfeststellungsverfahren vernünftig gegeneinan-
der abwägt, anstatt sozusagen mit dem Holzhammer zu kommen und eines über alles 
zu stellen. Das wäre aus meiner Sicht nicht klug und würde einer langfristigen Lösung 
im Sinne des Hochwasserschutzes nicht gut tun, wie ich meine.  

Der letzte Spiegelstrich steht aus meiner Sicht im Widerspruch zu dem, was darüber steht. 
Da heißt es – das ist ziemlich wolkig –: „Für die Flächenverfügbarkeit bieten sich multifunk-
tionale Lösungen an, alle Beteiligten sollen bereits beim Abwägungsprozess einge-
bunden werden.“ Ich wüsste gern ein bisschen konkreter, welche Lösungen das sind.  

Dann geht es weiter: „Hierbei sind zwecks Schonung landwirtschaftlicher Flächen alle 
technischen Lösungen ins Auge zu fassen.“ Ich habe versucht, mir das vorzustellen. 
Sie wollen landwirtschaftliche Fläche für Hochwasserschutz nicht in Anspruch nehmen 
und irgendetwas Technisches machen. Aber was denn? Selbst ich, als jemand, der mit 
dem Thema wirklich ziemlich vertraut ist, habe mich gefragt: Was meinen die denn da?  

Das sind einfach wolkige Geschichten, die im Zweifelsfall auch – wenn meine Nega-
tivfantasie sich einschaltet – bedeuten, technische Lösungen über ökologischen Hoch-
wasserschutz zu stellen. Wollen Sie irgendwelche gesteuerten Rückhaltepolder oder 
Ähnliches, die den ökologischen Hochwasserschutz bzw. die Deichrückverlegung in 
Frage stellen, oder was ist damit gemeint? Das sind vielleicht noch einmal wichtige 
Punkte, zwar nicht für heute, aber für die zukünftige Diskussion. Man sollte darüber 
nachdenken, ob das wirklich so klug ist.  

René Schneider (SPD): Ich möchte die von Herr Wille soeben aufgeworfenen Fragen 
gern weitergeben, zum überragenden öffentlichen Interesse jedoch direkt antworten 
und ein Beispiel nennen, das nicht nur in der Enquetekommission, sondern vor allen 
Dingen in der Öffentlichkeit breit diskutiert worden ist. Im Kreis Kleve soll eine Deich-
baumaßnahme über einen Bunker führen. Dieses Vorhaben dürfte Ihnen bekannt sein.  

Der Deichgräf sagt: Wir sollen hier aus Denkmalschutzgründen einen Bunker erhalten 
und einen Deich darüber bauen, obwohl der Denkmalschutz dieses Bauwerk nie wie-
der wird erschließen können. Das macht überhaupt keinen Sinn. Wir kennen viele wei-
tere Beispiele dieser Art. Im Gespräch mit Deichgräfen und Deichverbänden wird deut-
lich, dass es eine Ultima Ratio geben sollte. Egal worum es geht, muss man sagen: 
Es steht im überragenden öffentlichen Interesse, den Deichschutz zu gewährleisten. 
Darüber darf kein Naturschutz und auch nichts anderes stehen.  

Wenn der Rhein über den Deich ginge bzw. der Deich bräche, beträfe dies gerade im 
unterstromigen Bereich, also in den Niederlanden und in der Grenzregion viele hun-
derttausend Menschen. Insofern ist die Forderung meines Erachtens nicht von der 
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Hand zu weisen. Dies kann man im Vergleich mit anderen Politikfeldern, in denen jetzt 
überragendes öffentliches Interesse angemeldet wird, sicherlich noch einmal abwä-
gen. Es geht um Menschenleben. Insofern kann man sich dem ersten Spiegelstrich 
durchaus auch anschließen.  

Zu dem Thema „allumfassender Antrag“. Wenn ich das höre, gehe ich davon aus, dass 
wir diese Woche in der Enquetekommission schnell arbeiten werden. Wir machen ein-
fach Copy and Paste und brauchen das Kapitel nicht mehr zu beraten. Wenn der so 
allumfassend ist und darin alles steht, ist es super. Dann sind wir damit nämlich fertig. 
Sie widersprechen sich in Ihrer Wortmeldung aber selbst, wenn Sie sagen: Der ist 
allumfassend und offen in alle Richtungen, sodass er ergänzt werden kann. Entweder 
ist er allumfassend, oder er lässt Raum, irgendetwas zu ergänzen. 

Dieser Antrag ist eben nicht, was er sein muss. Dennoch kann man ihm gar nicht wi-
dersprechen. Ihnen wird aufgefallen sein, dass wir ihm zustimmen, weil wir uns der 
Zielrichtung definitiv anschließen; denn Hochwasserschutz ist wichtig. Aber er könnte 
besser sein. Nein, andersherum: Der Antrag hätte so lange liegen bleiben sollen, bis 
wir mit der Enquetekommission fertig sind. Dann hätten wir all die Punkte aufnehmen 
können, die auch noch dazugehören. 

Zum Stichpunkt „Finanzierung“. Frau Kollegin Vogelheim, liebe Astrid, die Finanzie-
rung erfolgt über den Landeshaushalt. Die Beratung des Landesetats haben wir für 
2026 schon beendet und für 2027 noch gar nicht begonnen. Ich sehe keine Gefahr im 
Verzug: Wir könnten die Mittel für 2027 noch enorm aufstocken.  

Die Experten – Sie haben Uli Paetzel vorhin zitiert, aber nicht er allein, sondern die 
agw hat diesen Brief an uns Parlamentarier geschrieben – fordern für NRW eine Milli-
arde Euro pro Jahr. Ich bin gespannt, ob das am Ende umgesetzt wird, weil ich das Geld 
im Landesetat ehrlicherweise nicht sehe. Wenn das aber die Stoßrichtung ist, können 
wir gerne darüber diskutieren. So oder so ist das Thema „Finanzierung“ jetzt gar nicht 
akut. Dies wird für den nächsten Landeshaushalt der Fall sein. Auch dieses Thema ha-
ben wir uns allumfassend in der Enquetekommission vorgenommen, nämlich die Klä-
rung der Frage, wie man einen auskömmlichen Hochwasserschutz finanzieren kann. 

Ich hoffe abschließend, dass nicht auch noch zu diesem Thema ein Antrag im laufenden 
Geschäft und vor Fertigstellung des EK-Berichtes eingebracht wird, der vielleicht auch 
schon vor Wochen oder Jahren angekündigt wurde, jetzt aber nicht hierhergehört.  

Der Ausschuss stimmt dem Antrag Drucksache 18/16922 mit 
den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN gegen die Stimme der FDP-Fraktion bei Enthal-
tung der AfD-Fraktion zu.  

Der Ausschuss lehnt den Entschließungsantrag Drucksache 
18/18112 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der SPD-
Fraktion bei Enthaltung der AfD-Fraktion ab.   
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6 Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Zuständigkeitsverordnung Agrar  

Drucksache 18/17962 (Unterrichtung durch den Präsidenten des Landtags) 
Vorlage 18/4853  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill stellt fest, dass das Benehmen 
mit dem Verordnungsentwurf hergestellt wurde.  
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7 Zukunft der Wisentpopulation in Nordrhein-Westfalen (Bericht beantragt von 

der Fraktion der FDP [siehe Anlage 1]) 

In Verbindung mit:  

 Aus den Augen aus dem Sinn – wie durchdacht ist die Wisent-Umsiedlung nach 
Aserbaidschan? (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 2]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4872  

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Danke für diesen Bericht. Er lag schon zur vorherigen 
Sitzung vor – meiner Erinnerung nach am Tag der Sitzung selbst. Es haben sich dar-
aus noch einige Fragen ergeben. Vielleicht könnten Sie bei uns für eine gemeinsame 
Informationslage sorgen.  

In diesem Ausschuss haben wir uns meiner Erinnerung nach zuletzt Mitte 2024 mit 
den Wisenten beschäftigt. Im Rahmen einer Sitzung unter anderem mit Vertretern des 
runden Tisches haben wir damals viele Informationen erhalten. Damals waren es 41 
Tiere. In der Vorlage ist zur Bestandsentwicklung für Ende 2024 von 33 Tieren die 
Rede. Also sind es Mitte 2024 bis Ende 2024 schon acht Tiere weniger geworden. 
Was ist mit diesen Tieren passiert? 

Zweitens hatten wir dann Ende 2025 insgesamt 32 Tiere. Es war ein Kalb mehr, aber 
zwei Bullen sind verendet. Es konnte nicht geklärt werden, woran sie verendet sind. 
Angesichts des Seuchenberichts von heute – es gibt noch andere Rinderkrankheiten 
als die Maul- und Klauenseuche, die für böse Krankheitsverläufe sorgen können – 
hätte ich gern, auch wenn Sie die Ursache nicht wirklich beschrieben haben, einen 
Hinweis dazu, was passiert ist.  

Die Gesundheit in dieser Herde ist generell ein Thema. Wir haben uns immer wieder 
über die genetische Indisposition dieser Tiere unterhalten, weil durch Inzucht zuneh-
mend eine genetische Problematik entsteht. Von diesen Linien bzw. Familien sind jetzt 
sechs Tiere nach Aserbaidschan verschafft worden. Hat man dafür die genetisch bes-
ten Tiere herausgesucht? Welche Tiere sind im Wittgensteiner Land verblieben? Wie 
soll die genetische Linie dieser Gruppe weitergeführt werden? Soll sie überhaupt wei-
tergeführt werden? Das war aus der Vorlage nicht zu ersehen. Auch der weitere Ver-
lauf dieses Projekts wird uns sehr interessieren.  

Mit Blick auf die ASP-Seuche hatten wir eine Frage dazu gestellt, inwieweit Rücksicht 
auf Kernzonen und Sperrzonen genommen wird, wenn dort mit Fahrzeugen hineinge-
fahren wird, um die Tiere aufzuladen. Wie ist es unter anderem mit der Desinfektion, 
wenn Sie die Tiere nach Aserbaidschan verbringen? Sie haben geschrieben, dass die 
Veterinäre darauf schauen. Diesbezüglich hätte ich gern ein bisschen mehr Fleisch an 
den Knochen, um zu ermessen, wie die Hygienemaßnahmen gelaufen sind. 
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Dietmar Brockes (FDP): Herr Minister, vielen Dank für den Bericht, der aus meiner 
Sicht sehr oberflächlich gehalten ist. Wir hatten fünf Fragen gestellt, die Ihrerseits lei-
der weitestgehend nicht beantwortet wurden. Wir haben gelesen, dass eines von 
sechs Tieren im Januar nach Aserbaidschan gebracht wurde. Wie ist der aktuelle 
Stand? Ist es immer noch ein Tier? Wann werden die anderen überführt?  

Ich hatte nach den Kosten gefragt. Hier stand, es seien bisher Kosten in Höhe von drei 
Millionen Euro angefallen. Könnten Sie uns aufschlüsseln, wie sich die Kosten zusam-
mensetzen, also wie viel auf Personal, Infrastruktur und Transport entfällt. Wir reden 
bisher über den Transport eines Tieres. Was kostet der Transport genau? 

Sie selbst haben das Wisentprojekt für gescheitert erklärt und gesagt, es sei ein „Konstruk-
tionsfehler von Anfang an“ gewesen. Welche konkreten Konsequenzen ziehen Sie aus 
dieser Maßnahme, was mögliche ähnliche Projekte in der Zukunft angeht.  

Zacharias Schalley (AfD): Ich hätte auch noch eine Frage zum Thema „genetische 
Eignung“ Das Ministerium führt aus, dass die Wisente im Rothaargebirge genetisch 
von der Bergwisentlinie abstammten, die ohnehin in diesem Nationalpark lebe. Im 
zweiten Absatz heißt es aber, für die Auswahl müssten die Tiere alle aus der LC-Linie, 
sprich: der Flachlandlinie, stammen. Wie passt das denn zusammen? Oder verstehe 
ich hier etwas falsch? Dürfte das also genetisch eigentlich nicht passen?  

Minister Oliver Krischer (MUNV): Zunächst einmal möchte ich etwas Grundsätzli-
ches zu dem ganzen Thema „Wisentprojekt“ sagen. Dieses ist 2009 mit großer Eu-
phorie gestartet worden. Es sollte um die Wiederansiedlung von Wisenten gehen. Herr 
Brockes, ich kann gleich Ihre erste Frage beantworten:  

Vom ersten Tag an hat es vor Ort Auseinandersetzungen darum gegeben. Ein Teil der 
Menschen, die in der Region, in der diese Tiere ausgewildert werden sollten, leben 
und arbeiten – das waren vor allem die Waldbauern – haben Kritik daran geübt. Das 
hat zu jahrelangen gerichtlichen Auseinandersetzungen geführt. Die Konsequenz da-
raus lautet für uns: Ich würde empfehlen, ein solches Wiederansiedlungsprojekt, wenn 
Sie noch einmal eines in Angriff nehmen wollten – wir haben im Bereich der Wisente 
aktuell nichts vor –, in einer Region zu machen, in der alle dahinter stehen, es akzep-
tiert wird und völlig klar ist, dass es gewollt ist. In diesem Fall war ein Teil der Region 
begeistert, ein anderer Teil jedoch, diplomatisch formuliert, not amused und ist mit 
diesem Thema durch alle Gerichtsinstanzen marschiert.  

Der Trägerverein – davon handelten die letzten Berichte hier – hat seine Arbeit einge-
stellt und wollte die Verantwortung nicht übernehmen. Eine Gerichtsentscheidung be-
sagte im Grunde genommen, es handele sich bei den Tieren nicht um freilebende Wi-
sente, sondern um eine sich in größeren Räumen bewegende Herde. Deshalb haben 
wir zusammen mit dem Kreis Siegen-Wittgenstein unter Beteiligung weiterer Aktiver 
eine Lösung vor Ort gefunden und die Tiere in ein Gatter überführt. 

Es war klar: Das sollte kein Dauerzustand bleiben, sondern es sollte eine Perspektive 
für die Tiere geben. Ich möchte allen vor Ort im Kreis Siegen-Wittgenstein, dem WWF 
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sowie vielen anderen dafür danken, dass sie sich Gedanken darüber gemacht haben, 
was man mit diesen Tieren tun kann, wie man sie unter Tierschutzgesichtspunkten wei-
ter behandeln soll und wo sie einen Beitrag zum Arterhalt des Wisents leisten können. 

Es gibt eine Institution in Europa, den WWF, mit einem bekannten großen Projekt – 
das kann man auch alles im Internet finden – im Shahdag-Nationalpark in Aserbaid-
schan. Das ist eine dünn besiedelte Region, in der das Wisent eine gute Perspektive 
hat. Es wird dort begleitet und bewahrt, und eine Wiedereinbürgerung bietet eine po-
sitive Perspektive für die Arterhaltung. Es besteht die Bereitschaft, einen großen Teil der 
Tiere in dieses Projekt des WWF aufzunehmen, um dort eine Population aufzubauen.  

Herr Brockes, es ist nicht ein Tier nach Aserbaidschan transportiert worden, wie Sie 
soeben gesagt haben, sondern es sind, wie Sie der Vorlage entnehmen können – dort 
steht es; die Videos kann man auch im Internet finden –, sechs Tiere im Shahdag-
Nationalpark freigelassen worden. Es ist geplant, zur Jahreswende 2026/2027 bis zu 
15 weitere Tiere aus dieser Herde nach Aserbaidschan zu bringen. 

Ich bin heilfroh über diese Lösung, weil dies für die Tiere eine gute Perspektive ist. Sie 
kommen in einen guten, natürlichen und für sie geeigneten Lebensraum, befinden sich 
in hervorragender Betreuung durch eine international anerkannten Institution und leis-
ten einen Beitrag zum Arten- und Naturschutz, was sie, wenn sie weiterhin in einem 
Gehege in Siegen-Wittgenstein geblieben wären, sicherlich alles nicht gehabt hätten.  

Zu den Fragen. Selbstverständlich ist alles veterinärrechtlich für die Ausfuhr einer Tier-
art Erforderliche gemacht worden. Wir haben den Kreis Siegen-Wittgenstein hier mit 
im Boot, der als Veterinärbehörde zuständig ist und diese Dinge abgearbeitet hat. Das 
ist bei solchen Artenschutzprojekten, die von internationalen Organisationen betrieben 
werden, auch selbstverständlich.  

Der WWF hat auch überprüft, dass diese Wisente genetisch zu den ansonsten im 
Shahdag-Nationalpark eingebürgerten bzw. den dort lebenden Tieren passen. Des-
halb haben wir jetzt, Gott sei Dank, eine klare Perspektive. Ich gehe davon aus, dass 
bis zur Jahreswende weitere Tiere verbracht werden.  

Wir müssen dann – das gehört auch dazu – mit dem Kreis Siegen-Wittgenstein und 
den anderen Beteiligten überlegen, welche Lösung wir für die wenigen dann noch ver-
bleibenden Tieren finden. Sie haben die Zahlen vorhin genannt. Ich bin mir sicher: Wir 
werden eine Lösung finden, möglicherweise in Wisentherden in Deutschland. Diese 
gibt es zwar nicht freilaufend, also als Wildtierherden, aber in Gehegen. 

Zu den Kosten. Das Projekt läuft seit 2009. Es ist von einer Vielzahl von öffentlichen 
Trägern, unter anderem vom Land, begleitet worden. Wir können nur eine ungefähre 
Zahl zu dem nennen, was hier investiert und an Kosten entstanden ist. Im Bericht fin-
den sie den Betrag von drei Millionen Euro, die in dieses Projekt investiert worden sind. 
Weil es im Sinne des Naturschutzes ist, haben wir entschieden, den Transport der 
Tiere gemeinsam mit dem WWF zu finanzieren. Wir reden hier über einen mittleren 
fünfstelligen Betrag, den wir Ihnen aber nicht genau nennen können, weil die Rech-
nungen noch nicht vorliegen und das Ganze noch nicht abgerechnet ist. Wir reichen 
dies gern nach, sobald es vorliegt.  
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Die Zahlen zur Entwicklung der Herde, also die genaue Zahlenauflistung, liefern wir 
auch gern nach, damit diese nachvollziehbar ist. Das ist schriftlich einfacher, als jetzt 
anzufangen, jeweils ein Tier rauf- und runterzurechnen, weil wir es eben mit Tieren zu 
tun haben. Diese erreichen ein Lebensalter, sie haben Krankheiten – Stichwort „Blau-
zungenkrankheit“ –, und es gibt Veränderungen in der Herde. Das gehört zum norma-
len Lauf der Dinge. Wie sich das im Laufe der Zeit verändert hat, bereiten wir gern auf. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Die Frage von Herrn Schalley zur LC-Linie ist noch offen.  

Minister Oliver Krischer (MUNV): Meinem Verständnis nach lebt genau die Berglinie 
in Siegen-Wittgenstein, die vom WWF im Shahdag-Nationalpark ausgewildert wird.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Herr Krischer, vielen Dank für diesen sehr ausführli-
chen Bericht, aber Sie haben nicht eine einzige Frage beantwortet, die ich gestellt 
habe. Ich hatte sehr deutlich nach der Genetik gefragt, nach möglichen Einschränkun-
gen durch die längere Zeit der Inzucht. Jetzt habe ich auch keine Wortfindungsstörun-
gen mehr: Es heißt Inzuchtdepression. Diese wurde schon 2024 beschrieben. 

Ich wüsste gern, ob die genetisch stärksten Tiere – wenn sie veterinärrechtlich über-
prüft wurden, wird wohl ein Status ermittelt worden sein – in den Shahdag-Nationalpark 
gegangen sind und die schwächsten hier im Rothaargebirge zurückgeblieben sind 
oder umgekehrt. Wie soll das jetzt weitergehen? Es ist hier wohl ein Bulle übrig geblie-
ben. Die Fersen sind vom Bullen getrennt, es wird also wahrscheinlich keine neuen 
Kälber geben. Bleibt das so, oder ist das anders geplant?  

Wenn Sie weitere 15 Tiere nach Aserbaidschan verbringen, werden immer noch zehn 
übrig bleiben. Sie haben vorhin gesagt: Auch dafür wollen wir eine Lösung finden. – 
Welche Lösungsmöglichkeiten oder Optionen wären denn überhaupt vorhanden?  

Zur Auflistung der Zahlen. Die Zahlen haben wir wohl alle, aber wie ist es zu diesem 
Abschmelzen der Tiere von 41 auf 33 innerhalb von einem Jahr gekommen? Sind die 
alle tot umgefallen, weil es zu warm war oder alle alt geworden sind? Wenn tote Tiere 
gefunden werden – das haben wir am Anfang der Sitzung gehört –, wird eine Veteri-
närprüfung durchgeführt, um herauszufinden, was denn da war. Gerade auch bei Wi-
senten wird geguckt, woran es gelegen hat. Sie haben vorhin so nett gesagt: Vielleicht 
war Blauzunge drin? Ist es bestätigt, dass die Wisente die Blauzungenkrankheit hat-
ten? Dazu hätte ich gerne etwas mehr Informationen.  

Ich hatte auch nach den Hygienemaßnahmen beim Abtransport gefragt. Dazu haben 
Sie nichts gesagt. Ich bitte um eine Antwort zu diesen Fragen.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Wollen Sie direkt antworten, oder soll ich sammeln? 

Minister Oliver Krischer (MUNV): Frau Vorsitzende, ich würde gerne direkt darauf 
antworten. Fangen wir einmal mit den Hygienemaßnahmen an. Der Kreis Siegen-Witt-
genstein ist die federführende Institution, was diese Wisentherde angeht. Das wird vom 
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dortigen Veterinäramt begleitet. Ich gehe davon aus, dass alle gesetzlichen Bestim-
mungen eingehalten worden sind und alles Notwendige getan wurde. Mir liegen jeden-
falls keine anderen Informationen vor. Das ist in einem öffentlich begleiteten, aner-
kannten und internationalen Projekt eigentlich eine Selbstverständlichkeit. Der Tier-
park Berlin begleitet dieses Projekt übrigens auch. 

Nach welchen Kriterien die Tiere ausgewählt worden sind, können wir gerne mit den 
Fachleuten besprechen, die die Tiere begutachtet haben. Sie haben sie eine ganze 
Zeit lang beobachtet und entschieden, in welcher Reihenfolge und wie die Transporte 
erfolgen sollen, welches die ersten sechs Tiere sind und warum diese ausgewählt wer-
den sollen. Ich schlage Ihnen vor: Laden Sie die Fachleute vom WWF ein, damit diese 
Ihnen das Projekt erläutern und darstellen, warum Sie entschieden haben, diese Tiere 
und nicht sechs andere oder gleich von vornherein zwölf Tiere zu verbringen. Das kann 
man die Projektverantwortlichen sicherlich erläutern lassen.  

Wir haben es mit einer international anerkannten Organisation zu tun, die genau die-
ses macht und im Einvernehmen mit dem Kreis Siegen-Wittgenstein, den Veterinären 
und dem Tierpark Berlin entschieden hat, hier erst einmal so vorzugehen.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Nur eine ganz kurze Bitte: Da ich nicht über dieselben 
Kontakte zum WWF verfüge, die Sie offenbar haben, würde ich Sie bitten, dort nach-
zufragen. Vielleicht können Sie die Antworten auf meine Frage schriftlich nachreichen.  

Minister Oliver Krischer (MUNV): Das tun wir selbstverständlich gern. 

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE): Ich möchte dem Herrn Minister und dem Umweltminis-
terium für die Arbeit danken, die sie in den vergangenen Wochen und Monaten in die-
ses Projekt gesteckt haben, das nun – ich würde noch ein „hoffentlich“ einfügen – auf 
der Zielgerade ist und zum Ende kommt.  

Mit der Perspektive, dass Ende des Jahres weitere Tiere nach Aserbaidschan über-
siedeln, kann es meines Erachtens gelingen, den Konflikt – Oliver Krischer hat es ge-
schildert –, der die Region über die vergangenen 15 Jahre stark geprägt, viele Gerichte 
beschäftigt und viel Man-and-Woman-Power gekostet hat, zu beenden, und zwar mit 
der Einsicht, dass Artenschutzprojekte oder Naturschutzprojekte in einer solchen Re-
gion nur in enger Kooperation mit allen Beteiligten umzusetzen sind. Sie bedürfen 
fruchtbarer Diskussionen und guter Vorbereitung.  

Es kann eine Lesson Learned sein, wie wichtig es ist, zu kommunizieren, Gespräche 
zu führen und dann, wenn man feststellt, es funktioniert nicht, sich dieses auch einzu-
gestehen und nach adäquaten Lösungen dafür zu suchen, wie mit den Tieren umzu-
gehen ist, wie in diesem Fall.  

Es ist meines Erachtens eine gute Lösung gefunden worden. Wir hoffen jetzt, dass für 
alle anderen Tiere, die noch vor Ort sind, genauso gute Lösungen ausgemacht werden 
und dass die Umsiedlung nach Aserbaidschan und, wie Herr Krischer gerade andeu-
tete, gegebenenfalls auch in andere Orte, möglicherweise innerhalb Deutschlands 
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funktioniert. Dann könnten wir dieses Thema, in dieser Region – in Anführungsstrichen – 
zu den Akten legen und uns anderen zukunftsweisenden Themen widmen.  

Klaus Hansen (CDU): Ich möchte noch zwei, drei Dinge dazu sagen. Zum einen war 
vorhin von einem dünnen, mangelhaften Bericht die Rede. Ich sehe das komplett an-
ders und möchte ausdrücklich betonen, dass es ein sehr ausführlicher Bericht ist, der 
uns mit den Informationen versorgt, die wir benötigen. Alles darüber Hinausgehende 
wäre schon fast eine Doktorarbeit. Das brauchen wir hier wohl nicht. Die Informatio-
nen, die wir haben wollen, sind meiner Ansicht vorhanden. Ich habe 30 Jahre als Tier-
parkleiter gearbeitet und kann das sicherlich beurteilen. 

Herr Krischer hat es schon herausgestellt: Es sind Partner wie der WWF, die EAZA, 
das europäische Zuchtbuch und weitere internationale Institutionen mit im Boot und 
haben einen Blick darauf. Daher kann man mit Sicherheit davon ausgehen, dass die 
ganze Sache gut, ordnungsgemäß und fachgerecht durchgeführt wird.  

Eines kommt mir hier ein bisschen zu kurz, und zwar der Tierschutz. Bekannterweise 
war ich derjenige, der immer kritisch nachgefragt hat, wie es mit dem Projekt aussieht. 
Ich weiß, wie lange es dauern kann, eine gute Unterkunft für eine solche Masse an 
Tieren zu finden. Das ist hier meiner Ansicht nach ausgesprochen gut gelungen. Ich 
hätte es mir etwas eher gewünscht, bin aber froh, dass es ein so gutes Ende nimmt, 
nachdem es so lange gedauert hat.  

Herr Krischer hat es ganz deutlich dargestellt: Es ist der Auftakt, der erste Transport, 
weitere werden folgen. In dieser Größenordnung und mit diesen großen Tieren geht 
es nicht von heute auf morgen. Es sind eben keine Meerschweinchen, die man in einen 
Karton packt und irgendwie von A nach B bringt.  

Das ist also alles realistisch und gut. Wenn man jetzt versucht, daran ein Geschmäckle 
zu finden, als sei etwas nicht in Ordnung, finde ich das persönlich nicht okay, und kann 
nur sagen, dass das auf einem guten Weg ist. Wenn es bis zum Jahresende oder auch 
bis in einem Jahr so kommt, können wir gerade aus Sicht des Tierschutzes froh sein, 
dass wir eine solch gute Lösung gefunden haben. Ich würde mich freuen, wenn das 
auch von einigen anderen im Ausschuss akzeptiert würde und die Rosinenpickerei zu 
diesem Thema endlich aufhörte.  

Dietmar Brockes (FDP): Herr Minister, vielen Dank für die Klarstellung. In dem Bericht 
stand, im Januar diesen Jahres sei die erste aus sechs Kühen bestehende Gruppe 
verbracht worden. Aus dem Bericht ging also nicht hervor, dass die Maßnahme abge-
schlossen ist. Das habe ich soeben Ihren Worten entnommen. Sie sprachen von einem 
mittleren fünfstelligen Betrag für den Transport. Ich habe nicht verstanden, ob dieser 
für eines der Tiere angefallen ist. Ich will Sie da nicht auf ein paar tausend Euro fest-
nageln, würde aber gern die Größenordnung kennen. Oder ist dieser fünfstellige Be-
trag für alle sechs Tiere entstanden?  

Ich möchte dem Kollegen Dr. Kaiser hier ausdrücklich zustimmen. Sie haben gesagt, 
wie wichtig der regionale Konsens für vergleichbare Artenschutz- und Naturschutzmaß-
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nahmen ist. Das halte ich für absolut richtig. Daran sollte sich die Landesregierung bei 
weiteren Maßnahmen halten.  

Zacharias Schalley (AfD): Ich nutze die Gelegenheit, zu Protokoll zu geben, dass ich 
das für ein sehr schönes Projekt halte, und bedanke mich ausdrücklich dafür, dass 
diese Wisente auch noch einer weiteren arterhaltenden Nutzung in einem ihrer ur-
sprünglichen Verbreitungsgebiete zugeführt werden.  

Nichtsdestotrotz habe ich noch zwei kleinere Fragen an den Herrn Minister. Gibt es 
irgendeine Vereinbarung über einen Entscheidungsvorbehalt darüber, was mit den Wi-
senten passiert, sobald sie in Aserbaidschan sind? Haben wir dann noch irgendwelche 
Zugriffsrechte? Könnten Sie dazu noch irgendetwas sagen? Zum Beispiel könnte man 
sich ja vorstellen, dass die Aserbaidschaner, die bekanntermaßen eng mit Russland 
kooperieren, das wiederum auch recht viele freilebende Wisente hat, die Tiere viel-
leicht dorthin weitergeben. Inwiefern ist die Landesregierung da vernetzt bzw. hat dies-
bezüglich irgendwelche Vorbehalte angemeldet.  

Minister Oliver Krischer (MUNV): Ich möchte die zuletzt gestellte Frage zum Anlass 
nehmen, deutlich zu machen, dass es kein Projekt des Landes Nordrhein-Westfalen, 
sondern das eines Trägervereins ist, der sich inzwischen aufgelöst hat. Die Tiere sind, 
wenn man es formaljuristisch betrachtet, eine Insolvenzmasse dieses Vereins. Der 
Kreis Siegen-Wittgenstein und wir haben uns im Sinne des Tierschutzes dieser Tiere 
angenommen, ansonsten würden sie herrenlos irgendwo in der Gegend herumstehen. 
Das muss man noch einmal betonen.  

Wir sind froh, dass mit dem WWF und dem Tierpark Berlin zwei international aner-
kannte Organisationen gesagt haben: Diese Tiere sind nützlich für unser Wiederein-
bürgerungsprojekt im Nationalpark in Aserbaidschan. Alles, was die Zukunft dieser 
Tiere in Aserbaidschan betrifft, liegt in der Verantwortung der dortigen Projektverant-
wortlichen. Ich sehe es nicht als Aufgabe der Landesregierung von Nordrhein-Westfa-
len an, in Aserbaidschan weiterhin Wisente zu beaufsichtigen. Damit hatten wir – das 
ist die Ursache des Problems – schon in Nordrhein-Westfalen zu viele Schwierigkeiten, 
als dass wir es im Shahdag-Nationalpark in Aserbaidschan tun könnten. Wir können 
vieles, aber daran würden wir uns wohl überheben.  

Glauben Sie mir: Ich habe einige Gespräche dazu geführt und mich ausführlich über 
die Reputation dieses Projektes des WWFs und des Tierparks Berlins, über dessen 
Verankerung sowie über die Betreuung informieren lassen. Ich habe überhaupt keine 
Zweifel daran, dass die das am Ende gut, richtig und sinnvoll machen, aber es gibt 
auch in anderen Weltregionen keine Gewähr dafür, dass ein solches Projekt erfolg-
reich sein wird. Das ist das Wesen solcher Projekte: Sie funktionieren oder eben nicht.  

Nach allem, was ich über den Shahdag-Nationalpark und dieses Projekt weiß, sind die 
Voraussetzungen dafür, dass die Wisente sich dort tatsächlich wildlebend vermehren 
und den Kaukasus besiedeln, deutlich besser, als das aufgrund der örtlichen Konflikte 
in Siegen-Wittgenstein und im Sauerland der Fall war. 
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8 Zunehmende illegale Entsorgung von giftigem Drogenmüll in Nordrhein-

Westfalen (Bericht beantragt von der Fraktion der FDP [siehe Anlage 3]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4883  

Dietmar Brockes (FDP): Die illegale Entsorgung von Drogenabfällen nimmt leider zu, 
und die Grundstückseigentümer werden doppelt bestraft: Sie werden mit hineingezo-
gen, obwohl sie damit nichts zu tun haben, und sie müssen die Kosten übernehmen. 
Der Eigentümer ist zwar für sein Grundstück verantwortlich, aber wirklich schützen 
kann er sich dagegen wohl nicht. Für die Betroffenen ist dies äußerst misslich. Welche 
konkreten Maßnahmen werden ergriffen, um dies wieder einzudämmen, gerade was 
den Austausch mit den Niederlanden angeht?  

Mir fehlt noch eine Angabe zu den Kosten, die natürlich nicht beim Land, sondern beim 
Eigentümer anfallen. Gibt es Informationen dazu, über welche Größenordnung wir ge-
rade in dem im Bericht genannten Fall mit einem Volumen von 50.000 Litern in Stol-
berg reden. Das ist schon sehr ärgerlich.  

Minister Oliver Krischer (MUNV): Herr Voßhenrich aus dem Innenministerium und 
die Vertreterin des Justizministeriums können zu den konkreten Ermittlungen und zu 
Ihren Fragen, Herr Abgeordneter Brockes, was Kosten und Belastungen von Grund-
stückseigentümern angeht, sicherlich mehr sagen.  

Es ist gut und richtig, dass das hier im Umweltausschuss Thema ist. Wir stellen in der 
Tat fest, dass insbesondere in Grenznähe teilweise erhebliche Mengen chemischer 
Abfälle entsorgt werden, die bei der Drogenproduktion jenseits der Grenze entstehen, 
auch wenn man oftmals noch nicht weiß, wo das herkommt. Das Problematische daran 
ist, dass Sie im Vorhinein nie genau wissen, was für ein Material das ist und welches Ge-
fährdungspotenzial es birgt, weil jede illegal entsorgte Menge anders sein kann.  

Zum Glück ging es bisher in NRW ausschließlich um geschlossene Behälter, die die 
Umwelt also nicht verseucht und keine Gewässerverunreinigungen verursacht haben. 
Andernfalls wäre das noch einmal ein sehr viel größeres Problem, und es müssten 
entsprechende Sicherungsmaßnahmen bei den betroffenen Böden ergriffen werden. 

Wir widmen uns dieser Aufgabe, sehen es als Teil der Umweltkriminalität und versuchen 
mit der Vernetzungsstelle Umweltkriminalität, die als zentrale Schnittstelle zwischen 
Polizei, Umweltbehörden, Staatsanwaltschaften und weiteren Institutionen fungiert, ei-
nen guten Informationsaustausch herzustellen, um des Problems Herr zu werden. Wir 
haben es ganz offensichtlich mit kriminellen Netzwerken zu tun, die über Landesgren-
zen hinweg agieren. Entsprechend koordiniert muss man antworten. Wir arbeiten in 
diesem Bereich insbesondere mit niederländischen Behörden intensiv zusammen. Ich 
halte dies für die richtige Antwort darauf.  
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Wir möchten der Szene und denjenigen, die Drogen produzieren und sie dann auch 
noch illegal entsorgen, mit all den Problemen, die damit verbunden sind, deutlich ma-
chen: Nordrhein-Westfalen nimmt dieses Thema ernst. Wir verfolgen die Leute, 
schauen genau hin und versuchen als Landesregierung gemeinsam über die verschie-
denen Ressorts hinweg, von meinem Geschäftsbereich über die Polizei bis zu den 
Staatsanwaltschaften, und mit allem, was uns als Strafverfolgungsinstrumentarium zur 
Verfügung steht, dieses Themas Herr zu werden.  

KOR Roman Voßhenrich (IM): Die Kosten variieren je nach Sachverhalt. Mir liegt 
aufgrund der Berichtslage ein Beispielsachverhalt vor. Bei diesem wurde in Bonn im 
Jahr 2024 ein Gesamtvolumen von 75.000 Litern an Syntheseresten festgestellt. Die 
Kosten für die fachgerechte Entsorgung wurden mit in etwa einer Million Euro veran-
schlagt. Dieser Beispielsachverhalt hängt mit einer bestimmten Anzahl an festgestell-
ten Syntheseresten zusammen. Die Frage ist aber schwer pauschal zu beantworten, weil 
es davon abhängt, was festgestellt wird und um welche Abfallprodukte es sich handelt.  

Zu Ihrer Frage im Zusammenhang mit der Zusammenarbeit mit den niederländischen 
Behörden. Dafür ist insbesondere – Herr Krischer hat das angesprochen – die VStUK, 
die Vernetzungsstelle Umweltkriminalität im Landeskriminalamt, zuständig. Sie ist, wie 
der Name schon sagt, dafür da, die beteiligten Behörden zu vernetzen, und gerade in 
diesem Bereich spielt die internationale Zusammenarbeit eine große Rolle. 

An dieser Stelle setzen auch die Kolleginnen und Kollegen im LKA an. Es gab schon 
in der Vergangenheit Arbeitstreffen. Man hat sich mit dem niederländischen General-
konsulat ausgetauscht. Es gab eine weitere Arbeitsbesprechung in Utrecht, die der 
Vertiefung und der Kontaktpflege diente. Von niederländischer Seite waren daran Ver-
treterinnen und Vertreter der Inspektion für Umwelt und Transport beim niederländi-
schen Ministerium für Infrastruktur und Wassermanagement und Angehörige des 
Teams für Infrastruktur und Umwelt der nationalen Polizei der Niederlande beteiligt. 

Die dabei geknüpften Kontakte bestehen weiterhin fort. Es gab schon in der Vergan-
genheit umfassende Veranstaltungen, bei denen zu diesem Thema informiert wurde. 
Die Vernetzungsstelle strebt eine Neuauflage im Jahr 2026 an und will dazu wieder 
niederländische Vertreterinnen und Vertreter einladen.  

Darüber hinaus steht das LKA im ständigen und sehr engen Austausch mit der LFO. 
Ich wage es nicht, den vollen Namen auszusprechen, er steht aber im Bericht. Es handelt 
sich um eine spezialisierte Einheit der niederländischen Polizei, die insbesondere für Dro-
genlabore zuständig ist. Unabhängig davon gibt es immer wieder anlassbezogenen 
Informationsaustausch zwischen deutschen und niederländischen Polizeibehörden. 

Dietmar Brockes (FDP): Vielen Dank für die Ausführungen. Ich habe eine konkrete 
Nachfrage: Musste in dem Fall, den Sie soeben geschildert haben, mit Entsorgungs-
kosten in Höhe von einer Million Euro, der Eigentümer des Grundstücks, auf dem das 
gefunden wurde, die Kosten tragen? Diese Information wäre interessant.  
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Sie haben gut beschrieben, in welchem intensiven Austausch Sie mit den Partnern in 
den Niederlanden stehen. Ist davon auszugehen, dass solche illegalen Entsorgungen 
zunehmen werden? Gibt es Gründe, warum man damit über die Grenze geht? Gibt es 
etwa Verschärfungen in den Niederlanden, die dazu führen? Diejenigen, die illegale 
Drogen herstellen, sind ohnehin schon kriminell unterwegs und werden hoffentlich ihre 
Strafen verbüßen. Warum verkippt man das dann noch im Ausland?  

Astrid Vogelheim (GRÜNE): Ich komme auch aus der Grenzregion. In meiner Region 
ist tatsächlich auch ein Unternehmen betroffen. Ich wollte noch einmal feststellen, wie 
wichtig diese Zentralstelle für die Verfolgung von Umweltkriminalität ist. Diese Vor-
gänge zeigen wieder einmal die große Bedeutung einer guten Aufklärung.  

Was können die betroffenen Unternehmen tun bzw. wie können sie Vorsorge treffen? 
Gibt es Beratungsangebote? Ich stelle es mir schwierig vor, wenn Werksgelände leicht 
zugänglich sind und dort in einer Nacht- und Nebelaktion Dinge abgeladen werden 
können. Ist hier irgendeine Unterstützung oder eine Beratung für die Firmen geplant? 

KOR Roman Voßhenrich (IM): Zunächst zu der Frage, wer die Kosten im Falle des 
genannten Sachverhalts getragen hat. Das kann ich nicht beantworten. Dazu liegt mir 
keine Information vor. Ich möchte darauf hinweisen, dass es sich um geschätzte Kos-
ten handelte. Mir liegt keine abschließende Summe vor.  

Warum bringen niederländische Täterinnen und Täter die Reste bzw. Abfälle aus ihrer 
Produktion über die Grenze? Dafür gibt es möglicherweise Gründe. Täterinnen und 
Täter denken aber nicht unbedingt in Ländergrenzen. Das ist eine Grenzregion. Es kommt 
dem Täter bzw. der Täterin nicht unbedingt in jedem Einzelfall darauf an, in welchem Be-
reich sie das lagern bzw. loswerden.  

In den Niederlanden – das muss man ganz klar sagen – ist mittlerweile eine ganz an-
dere öffentliche Wahrnehmung erreicht, was das Thema „Entsorgung von Abfallpro-
dukten aus der Produktion synthetischer Drogen in der Natur“ angeht. In der Öffent-
lichkeit wird das ganz anders wahrgenommen. Dem LKA zufolge werden die Polizei 
und die Strafverfolgungsbehörden dort viel niedrigschwelliger informiert. Die Vernet-
zungsstelle nimmt daher gerade diesen Ansatzpunkt in Angriff, damit dieses Thema 
auch hier in der Bevölkerung präsenter wird.  

Das erreicht man unter anderem durch mediale Berichterstattung, mit der die Sensibi-
lität in der Bevölkerung erhöht wird. Es hat in der jüngsten Zeit Beispiele gegeben. 
Gleichzeitig werden Maßnahmen getroffen, um eine Sensibilität bei den Kreispolizei-
behörden, den Ordnungsbehörden und den Umweltbehörden zu erzeugen. Ich sprach 
vorhin die Veranstaltungen für diese an.  

Es gibt in diesem Bereich – das sagt das LKA ganz klar – ein hohes Dunkelfeld, weil 
die Abfälle häufig in großen und dünn besiedelten Gebieten und zum Beispiel in In-
dustrieanlagen oder Forstanlagen abgestellt werden. Es fällt der Polizei schwer, das 
festzustellen, wenn kein Hinweis von außen kommt.   
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9 Unbekannte Stoffe im Rhein – Warum fischt die Landesregierung im Trüben? 

(Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 4]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4871  

Julia Kahle-Hausmann (SPD) erläutert, die Berichtsanfrage ihrer Fraktion beruhe auf 
Daten aus einer CORRECTIV-Recherche. Sie habe noch zwei Nachfragen zu dem Bericht 
bezüglich der Rheinwasserverfüllung in den Tagebauen Hambach und Garzweiler.  

Der 2022 erschienene Rheinwassergütebericht habe die grundsätzliche Eignung des 
Rheinwassers zwar bestätigt, dieses sei dennoch deutlich belastet. Sie wüsste gern, 
wer bei der Flutung der Tagebauseen mit Rheinwasser für die Einhaltung der Wasserqua-
lität verantwortlich zeichne, zumal noch keine Klarheit bezüglich der künftigen Nutzung die-
ser Seen bestehe, wovon auch die erforderliche Wasserqualität abhänge. Die Wasser-
güte werde vermutlich weiterhin beobachtet und gemonitort, um ggfs. eine Behandlungs-
pflicht für das Wasser abzuleiten. Dazu hätte sie gern Informationen.  

Zudem interessiere sie bezüglich der PFAS-Einleitungen in Leverkusen, warum die 
Landesregierung trotz der geltenden Grenzwerte bzw. Zielwerte für PFAS nicht auf die 
erhöhten PFBS-Werte reagiert habe und weshalb keine Pflicht zur technischen Nach-
rüstung ausgesprochen worden sei.  

MDgt Matthias Börger (MUNV) informiert, die Befüllung des Tagebaus Hambach mit 
Rheinwasser sei für etwa 2030 und die des Restsees Garzweiler für 2035/2036 ge-
plant. Diese Einleitungen würden im Rahmen der Zulassungsverfahren geprüft. Es 
werde große Planfeststellungsverfahren für die Restseen geben. Die Bescheide über 
die Einleitungserlaubnisse würden von der Bezirksregierung Arnsberg erstellt.  

Derzeit fänden die Vorabstimmungen der Koordinierungsgruppen und Kernarbeitsgrup-
pen statt, die sich mit allen wesentlichen wasserwirtschaftlichen Problemen im Rheini-
schen Revier auseinandersetzten. Selbstverständlich würden vor der Einleitung die 
Auswirkungen des Rheinwassers auf die diversen Schutzgüter geprüft. Der Rheingüte-
bericht von 2022 attestiere zunächst eine grundsätzliche Eignung des Wassers. Wenn 
noch offene Fragen nicht geklärt werden könnten, müsste das Wasser aufbereitet wer-
den. Dies alles werde vonseiten der Antragstellerin derzeit für Hambach vorbereitet. 
Als Überwachungsbehörde für die Einleitung fungiere die Bezirksregierung Arnsberg.  

Bezüglich der PFAS- bzw. PFOS-Grenzwerte bei der Einleitung sei NRW relativ weit 
fortgeschritten. Es gebe nicht einen Grenzwert, sondern Orientierungswerte. Diese 
hätten zwar keinen zwingend verbindlichen Charakter, würden aber in jedes Einlei-
tungserlaubnisverfahren eingebracht und in vielen Fällen auch genauso angewandt.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD) weist darauf hin, dass bei der Einleitung in Leverkusen 
sämtliche Orientierungs- und Grenzwerte deutlich überstiegen worden seien, was 
schon in Richtung eines Umweltskandals gehe. Daher wüsste sie gern, warum in diesem 
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Fall keine Pflicht zur technischen Nachrüstung verfügt worden sei, wie es ihres Erach-
tens dem Ministerium bzw. den nachgeordneten Behörden obliege.  

MDgt Matthias Börger (MUNV) erklärt, die 2014 festgelegten Orientierungswerte gäl-
ten nur für die Abwassereinleitung. Die Qualitätsstandards für Gewässer hätten wie-
derum mit der Einleitung nichts zu tun. Für das Gewässer Rhein existierten seit 2016 
die sogenannten Umweltqualitätsnormen für PFOS. 

RB’e Dr. Franziska Rühle (MUNV) führt weiter aus, gewässerseitig existierten derzeit 
außer einer Umweltqualitätsnorm für PFOS keine gesetzlichen Regelungen. Mit dem 
derzeit in Abstimmung befindlichen Water Package auf EU-Ebene werde voraussicht-
lich ein Summenparameter für 25 PFAS eingeführt, in dem Normen für PFOS und 24 
weitere Stoffe abgedeckt würden. Für NRW sei dieser Summenparameter als Orientie-
rungswert bereits eingeführt, und es gebe auch entsprechende Messungen.  

Eine Überschreitung des Orientierungswert ziehe jedoch nicht zwingend ein behördli-
ches Handeln nach sich. Nur wenn sich dadurch eine biologische Qualitätskompo-
nente im schlechten Zustand befinde, könne dieser Orientierungswert herangezogen 
werden. Dies werde im Rahmen der laufenden Ermittlung des Gewässerzustands im 
Zuge der Aufstellung des Bewirtschaftungsplans genau geprüft. Als der vorherge-
hende Bewirtschaftungsplan aufgestellt worden sei, habe es den Orientierungswert 
noch nicht gegeben.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD) fragt nach, ob sie die bisherigen Ausführungen dahin-
gehend richtig verstanden habe, dass PFAS-emittierende Betriebe derzeit irgendet-
was, unter anderem Deponiesickerwässer, einleiten könnten, ohne Konsequenzen be-
fürchten zu müssen, weil der Orientierungswert keine rechtlichen Folgen und kein Han-
deln des Ministerium und der Überwachungsbehörden nach sich ziehe. 

Minister Oliver Krischer (MUNV) erwidert, die Frage entferne sich etwas vom Gegen-
stand der ursprünglichen Anfrage. Die Landesregierung habe umfänglich zum Thema 
„PFAS-Regulierung“ und „PFAS-Belastung“ berichtet. Bisher existiere mit Ausnahme 
des Orientierungswertes keine Regulierung. Formal betrachtet könne ohne einklag-
bare oder durchsetzbare Werte nicht gegen eine Einleitung vorgegangen werden.  

Eine von der Landesregierung selbst zur Verfügung gestellte Grafik enthalte Informa-
tionen zu Einleitungsspitzen aus Chemieanlagen in Leverkusen. Die Kollegen der Bezirks-
regierung und des LANUK redeten in solchen Fällen sofort mit den entsprechenden 
Betreibern, um zu klären, wo die Stoffe herkämen. Häufig sei den Betreibern solcher 
Anlagen selbst nicht klar, wo sich die PFAS-Quellen im Einzelnen befänden. Es werde 
dann überlegt, wie diese Einleitungen reduziert werden könnten.  
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Dieses Vorgehen der zuständigen Behörden funktioniere offenbar auch ohne feste 
Grenzwerte und einklagbare Regelungen gut; denn die PFAS-Einleitungen seien in 
den vergangenen Jahren zurückgegangen. Dennoch bedürfe die Stoffgruppe PFAS/PFOS 
insgesamt einer Regulierung. Derzeit würden auf europäischer Ebene die Grundlagen 
dafür geschaffen, künftig anhand konkreterer Werte eine Verpflichtung zu einem ent-
sprechenden Einleitverhalten einzuführen.   
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10 Entscheidend ist auf der Wiese: Wie will die Landesregierung für mehr Ex-

pertise bei der Obstgehölzpflege sorgen? (Bericht beantragt von der Fraktion 
der SPD [siehe Anlage 5]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4888  

René Schneider (SPD) dankt für die aus seiner Sicht ungewohnt üppige Beantwor-
tung der Berichtsanfrage. Dieser zufolge existierten viele lobenswerte Programme, 
und es bestehe die Absicht, etwas für die Fachleute für Obstbaumschnitt zu tun. Dies 
mache sich seinen Informationen zufolge auf den Streuobstwiesen jedoch nicht be-
merkbar. Dort fehle es an Fachleuten, die mit anpackten.  

Der Vertragsnaturschutz decke ohnehin nur 13 % der Flächen ab. Auf diese konzent-
riere sich wahrscheinlich auch das Engagement der Menschen. Bei den übrigen 87 % 
der Flächen, häufig im kommunalen Bereich, wisse man nicht, ob dafür genügend 
Fachleute vorhanden seien. Die Landesregierung sorge offenbar für ein Fortbildungs-
angebot. Er frage sich jedoch, inwiefern ihr Informationen dazu vorlägen, ob auch aus-
reichend viele Menschen in der Fläche den Obstbaumschnitt vornähmen. Zudem inte-
ressiere ihn, ob Flächen aus der Nutzung genommen worden seien, weil die Pflege 
der Gehölze nicht mehr habe gewährleistet werden können.  

Zacharias Schalley (AfD) nimmt Bezug auf Seite 3 des Berichts, der zufolge 23 Teil-
nehmer den Zertifikatskurs abgeschlossen hätten. Er würde gern erfahren, wie viele 
nur den Grundkurs gemacht hätten und somit sozusagen verloren gegangen seien. 
Zudem wüsste er gern, ob die 23 Absolventen des Zertifikatskurses auch selbst dazu 
befähigt worden seien, ihr Wissen weiterzugeben und andere auszubilden, und um 
wen es sich handele, ob also beispielsweise Mitarbeiter von städtischen Grünflächen-
ämtern, Ehrenamtler oder Mitarbeiter aus Gartenbaubetrieben diese Kurse besuchten.  

Norwich Rüße (GRÜNE) bemerkt einleitend, Streuobstwiesen könnten nur dann dau-
erhaft gerettet werden, wenn die dort geernteten Früchte auch Absatz fänden und sich 
für diejenigen, die solche Wiesen pflegten, ein wirtschaftlicher Ertrag ergebe. Auch im 
Landtag etwa würden zwar Getränke großer Hersteller, jedoch keine aus Streuobst ge-
wonnenen Säfte aus NRW vermarktet. Es ärgere ihn, dass vieles theoretisch diskutiert, 
aber praktisch kaum etwas bewirkt werde. Vielleicht könnte zumindest das Getränke-
angebot im Landtag verändert werden. 

Minister Oliver Krischer (MUNV) antwortet bezüglich der Frage nach den tatsächlich 
im Obstbaumschnitt Aktiven, dass es letztlich immer von der persönlichen Bereitschaft 
des Einzelnen abhänge, sich zu engagieren. In dem Bericht sei dargelegt worden, was 
das Land unternehme. Auch jenseits des Vertragsnaturschutzes pflege ein relevanter 
Anteil der Bevölkerung Obstwiesen und tue dies aus Interesse und ohne staatliche 
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Förderprogramme. Es gebe aber auch Wiesen, auf denen die Bäume erkennbar seit 
Jahren und Jahrzehnten nicht gepflegt worden seien.  

Die Landesregierung könne lediglich Angebote unterbreiten, unterstützen, werben und 
versuchen, diese Aktivität finanziell so attraktiv zu machen, dass die Menschen sie 
ausübten. Dies gelinge in einem gewissen Umfang, jedoch nicht für 100 % der insge-
samt circa 9.000 ha an Streuobstwiesenflächen.  

MR’in Dr. Judith Kretschmer (MUNV) ergänzt, bei dem angesprochenen Lehrgang 
handele es sich um ein Pilotprojekt, das inzwischen bei der Landwirtschaftskammer 
vollzogen werde und in der Zuständigkeit des MLV liege. Die ausdifferenzierten Zahlen 
zu den Absolventen des Lehrgangs würden schriftlich nachgereicht.  

Neben den reinen Ausbildungszahlen halte sie auch die Finanzierungsmöglichkeiten 
abseits des Vertragsnaturschutzes, wie Umweltschecks und das Gangbarmachen 
über Ersatzgeldverwendungen für maßgeblich für den Erhalt der Obstwiesen. Die 
Biostationen im Verantwortungsbereich der nachgeordneten Behörden ermöglichten 
auch einen ehrenamtlichen Vollzug.  

Zacharias Schalley (AfD) äußert seine Unzufriedenheit mit der Antwort. Der Kurs be-
stehe aus Grundkurs und Zertifikatskurs, also sozusagen aus zwei Modulen. Er er-
warte zumindest Informationen darüber, ob Teilnehmer den Kurs nach dem ersten Teil 
abgebrochen hätten und um wie viele es sich handele. Es gehe nicht nur um wirtschaft-
lich betriebene Streuobstwiesen, sondern auch um Privatleute mit einem alten Obst-
baumbestand im Garten, die häufig nicht wüssten, wie dieser gepflegt werden müsse.  

Gerade für den Erhalt alter, möglicherweise auf irgendwelchen Resthöfen überlieferter 
Sorten halte er die Verbreitung entsprechender Kenntnisse für viel wichtiger als irgend-
welche Förderkulissen. Die meisten Menschen kämen gar nicht in die Verlegenheit 
große Mengen absetzen zu müssen oder sich bei der Landwirtschaftskammer zu mel-
den, sondern griffen eher auf Ehrenamtliche zurück, die wiederum selbst entspre-
chende Kenntnisse bräuchten. Daher interessiere ihn, wie die Weiterzertifizierung in 
die Breite getragen werden könne, um eine gewisse Masse zu erreichen.  

Minister Oliver Krischer (MUNV) verweist auf die bestehenden Bildungsangebote 
biologischer Stationen sowie anderer Naturschutzvereine und Institutionen. Bei der 
Zertifizierung gehe es um speziell qualifizierte Menschen, die befähigt würden, Obst-
baumschnitt zu betreiben. Es brauche jedoch weder ein Zertifikat noch eine perfekte 
Ausbildung, um einige Obstbäume im eigenen Garten zu pflegen. In diesem Fall reich-
ten eine Anleitung und vielleicht eine fachkundige Unterstützung aus. Entsprechende 
Angebote existierten seiner Wahrnehmung nach in der Breite. Wer dies wünsche, finde 
Beratungs- und Schulungsangebote in der Nähe. 

Es sei zu Recht darauf hingewiesen worden, dass viele Wiesen bzw. Bäume sich 
selbst überlassen blieben. Er hielte es dabei jedoch nicht für eine gute Idee, mit Zwang 
zu operieren. Ohne ein Interesse des Eigentümers könne eine Streuobstwiese auch nach 
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Ansicht vieler Praktiker perspektivisch kaum erhalten bleiben. Es brauche vielmehr Men-
schen, die sich mit Herzblut dafür engagierten.  

René Schneider (SPD) erinnert an die zahlreichen Diskussionen über den Schutz der 
Streuobstwiesen in der laufenden Wahlperiode, unter anderem zu der Stichtagsrege-
lung, die nicht komme, und zur Änderung des Landesnaturschutzgesetzes. Letztend-
lich müsse das Ministerium das Ziel haben, die Streuobstwiesen zu erhalten. Er selbst 
hielte unter anderem Fördergelder für ein denkbares Mittel. Der Sprecher der grünen 
Fraktion habe vorgeschlagen, bei der Wirtschaftlichkeit anzusetzen und den Konsum 
des Obstes in den Vordergrund zu stellen. Der Minister habe dagegen noch nichts 
dazu gesagt, wie er die Streuobstwiesen schützen wolle.  

Wenn das Bundesnaturschutzgesetz den Schutz erst vorschreibe, brauche es jedoch 
Ideen dafür, wie dieser angereizt werden könne. Bei 13 % der Flächen gelinge es ganz 
gut, die übrigen 87 % blieben jedoch außen vor. Auch er halte Zwang für keine gute 
Idee, nur zu hoffen, dass sich Menschen von allein dafür interessierten, jedoch auch 
nicht. Er wünsche zu erfahren, was die Landesregierung vorhabe.  

Minister Oliver Krischer (MUNV) verweist auf die Vorlage, der zufolge die Landesre-
gierung entsprechende Mittel über den Vertragsnaturschutz zur Verfügung stelle. Bei 
der Pflege von Streuobstwiesen im Bereich des Vertragsnaturschutzes lasse sich eine 
steigende Tendenz beobachten. Mit diesem würden Grundbesitzende, die sich im Be-
reich „Streuobstwiese pflegen“ engagieren wollten, in die Lage versetzt, dies auch zu 
tun. Die Programme der Landesregierung sähen unterschiedlichen Maßnahmen und 
Förderungen vor. Darüber hinaus werde der Schutz gesetzlich verankert. 

Streuobstwiesen würden schließlich nicht dadurch bedroht, dass sie nicht mehr ge-
nutzt würden, sondern dadurch, dass sie aus verschiedensten Gründen komplett aus 
der Landschaft verschwänden. Daher brauche es den gesetzlichen Schutz.  
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11 Mehr Gülle, weniger Vorgaben – Wie stellt die Landesregierung die Einhal-

tung der Nitratgrenzwerte sicher? (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD 
[siehe Anlage 6]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4864  

Julia Kahle-Hausmann (SPD) zeigt sich überrascht über den starken Wiederanstieg 
der Menge der Gülleimporte aus den Niederlanden. Angesichts der Ausweisung vieler 
roter Gebiete in den zurückliegenden zwei bis drei Jahren hätte sie eher damit gerech-
net, dass diese abgenommen hätten.  

Im letzten Absatz des Berichtes finde sich der Hinweis auf einen Anteil der nichtland-
wirtschaftlichen Stickstoffeinträge von 20 %. Im Umkehrschluss stammten die Nitratein-
träge zu 80% aus landwirtschaftlicher Tätigkeit. Dabei sei der große Einfluss der Land-
wirtschaft in den vergangenen Jahren in den Diskussionen zu dem Thema immer wie-
der in Abrede gestellt worden.  

Sie würde gern erfahren, welche konkreten Instrumente der Landesregierung schon 
jetzt zur Verfügung ständen, um Düngungsbeschränkungen in den nitratbelasteten Re-
gionen durchzusetzen. Die gesetzliche Grundlage dafür fehle derzeit und werde erst 
für 2027 erwartet. Daher wüsste sie gern, wie in der Zwischenzeit eine Verschlechte-
rung der Grundwasserqualität gemessen an den Parametern für die Nitratbelastung 
verhindert werden solle. Der Grenzwert liege derzeit 50 mg Nitrat pro Liter.  

Bezüglich der Entwicklung in den bisherigen roten Gebieten hätten einem Artikel der 
Zeitschrift „LZ“ zufolge Juristen den Landwirten geraten, trotz der bestehenden Geset-
zeslücke nicht zu viel auf die Felder zu bringen, und zwar mit der Begründung, dies 
werde sie später einholen. 

Dem Bericht zufolge könne die Nitratbelastung unter anderem aufgrund verschiedener 
Zeithorizonte und Messmethoden im Zeitverlauf kaum beschrieben werden. Daher in-
teressiere sie, auf welcher Datengrundlage die Landesregierung die Reduzierung der 
Nitratbelastung in Zukunft sicherstellen wolle, wenn die ab 2027 voraussichtlich geän-
derten Bundesgesetze in den Ländern umgesetzt werden müssten.  

Markus Höner (CDU) verwehrt sich gegen Darstellung seiner Vorrednerin, die seinem 
Verständnis nach unterstellt habe, es gebe derzeit keine Grenzen, und es werde zu 
viel auf die Flächen ausgebracht. Dies zeuge von einer Unkenntnis der Praxis, weil 
jeder Betrieb eine Düngebedarfsermittlung durchführen müsse. Dabei werde die Dün-
gemenge anhand des fünfjährigen Mittels aus dem Ertragspotenzial der Fläche be-
rechnet. Die Ausbringung orientiere sich daran.  

Die Reduzierung von 20 % in den „roten Gebieten“ unter der alten Düngeverordnung 
komme nicht mehr zum Tragen. Dadurch komme es jedoch nicht zu einer Überdüngung 
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der Flächen, weil in Deutschland weiterhin die Grenze von 170 kg Stickstoff pro Hektar 
gelte. 

In den Niederlanden werde die dort zum Teil noch geltende Grenze von 200 kg Stick-
stoff pro Hektar auf 170 kg Stickstoff pro Hektar abgesenkt. Daher müsse auch mehr 
herausgebracht werden. Die derzeit steigenden Energiekosten verteuerten auch den 
mineralischen Dünger deutlich, der schon durch die Ukrainekrise im Preis zugelegt 
habe. Ackerbaubetriebe griffen daher gerade in der Köln-Aachener Bucht auf den or-
ganischen Dünger zurück. 

In einigen Kreisen sei vor allem der Import von Geflügelkot aus den Niederlanden deut-
lich angestiegen, weil dieser eine relativ hohe Energiedichte aufweise und die Betrei-
ber von Biogasanlagen in Nordrhein-Westfalen aufgrund der hohen Energieausbeute 
sehr gerne den Preis dafür bezahlten, während in den Niederlanden die Kosten für die 
Unterbringung der überschüssigen Mengen aufgebracht werden müssten. 

Für die Stickstoffüberschüsse in Deutschland in den vergangenen zehn Jahre sei da-
gegen eine stark fallende Tendenz dokumentiert. Das für 2030 selbstgesteckte Ziel sei 
bereits 2023 erreicht worden.  

Ministerin Silke Gorißen (MLV) bezieht sich auf die Fragen zur Anpassung des Dün-
gerechts auf der Bundesebene. Die Landesdüngeverordnung habe bekanntlich aufge-
hoben werden müssen, um den Landwirten zunächst einmal rechtliche Klarheit zu ver-
schaffen, weil aufgrund des Urteils des Bundesverwaltungsgerichts die rechtliche 
Grundlage für die bisherige Regelung entfallen sei. Die Landesregierung habe jedoch 
immer wieder darauf hingewiesen, dass sich die Landwirte dennoch nicht in einem 
rechtsfreien Raum bewegten, sondern die sonstigen Vorgaben insbesondere zum Ge-
wässerschutz weiterhin einhalten müssten.  

Die Länder befänden sich im steten Austausch mit der Bundesebene und gäben Stel-
lungnahmen dazu ab, wie das Düngerecht ihren Wünschen entsprechend aufgestellt 
sein sollte. So bevorzuge die Landesregierung die einzelbetriebliche Betrachtung statt 
einer rein flächenbezogenen Entscheidung, wie dies bei den „roten Gebieten“ in der 
Vergangenheit der Fall gewesen sei, auch wenn die Pflicht, genau darzulegen, wie 
gewirtschaftet werde, in den Betrieben zu einigem Aufwand führe. 

Die große Mehrheit der Betriebe habe sich in der Vergangenheit an die Regeln gehal-
ten und gewässerschonend gearbeitet. Aufgrund eigener Nachweise könnten sie von 
Auflagen befreit werden. Es gelte jedoch abzuwarten, in welche Richtung der Bund sich 
bewege, und ob dieser wieder zu einer Art „Flächensippenhaft“ zurückkehren wolle. 

RB’r Dr. Jons Eisele (MLV) weist in Bezug auf die Frage nach den Düngungsbe-
schränkungen darauf hin, dass diese sich auf deutscher Seite nicht geändert hätten. 
Nach wie vor gelte die Höchstgrenze von 170 kg Stickstoff pro Hektar. Er halte es für 
entscheidend, die Gülleimporte nach Nordrhein-Westfalen effektiv zu kontrollieren, so-
dass nachvollzogen werden könne, wohin diese jeweils gingen und ob die Düngungs-
beschränkungen von den Betrieben eingehalten würden.  
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Die entsprechenden Kontrollen seien in den vergangenen zehn bis vierzehn Jahren 
durch die Zusammenarbeit mit den niederländischen Behörden und einen intensiven 
Datenaustausch weiterentwickelt worden. Die nordrhein-westfälischen Vollzugsbehör-
den wüssten genau, welche Mengen wohin geliefert würden, und könnten dort gezielt 
kontrollieren, ob die Düngungsbeschränkungen jeweils eingehalten würden. Er halte 
es für wichtiger, zu wissen, wohin die Importe verteilt würden, als die Frage, welche 
Menge insgesamt eingeführt werde.  

Unter Federführung von Niedersachsen werde derzeit eine zentrale Meldedatenbank 
entwickelt, sodass künftig zwischen allen Bundesländern ein automatischer Datenaus-
tausch über die von einem Bundesland in ein anderes verbrachten Mengen stattfinde, 
wie dies derzeit schon zwischen den Niederlanden und NRW geschehe. Die Nieder-
lande hätten sich ebenfalls bereit erklärt, ihre Systeme an diese Datenbank anzu-
schließen. In NRW werde die neue Datenbank seit 2025 getestet. Mit den Niederlan-
den laufe der Austausch bisher noch bilateral zwischen den Behörden. 

Norwich Rüße (GRÜNE) hebt anerkennend hervor, dass sich in den vergangenen 20 
Jahren mit Blick auf das Düngerecht viel getan habe. Leider sei dadurch ein enormer 
bürokratischer Aufwand für die Betriebe entstanden.  

Zu Beginn der Entwicklung sei heftig darüber diskutiert worden, welche Nachweise vor 
dem Bau eines gewerblich betriebenen Stalls erbracht werden sollten, um die Bauge-
nehmigung zu erhalten. So habe zwar ein Gülleabnehmer nachgewiesen werden müs-
sen, jedoch nicht, wo die abgegebene Menge tatsächlich landete. Die bestehende Re-
gulierung bedeute demgegenüber einen großen Fortschritt und erkläre auch die fal-
lenden Werte.  

Ihn interessiere, was aus den im Bericht erwähnten Nitratdurchbrüchen, also der ver-
ringerten Fähigkeit des Bodens zur Denitrifikation, resultiere. Die jungen Landwirte 
müssten in den kommenden 30 Jahren für die Sünden ihrer Väter und Großväter bü-
ßen und sehr genau düngen, weil im Boden wahrscheinlich nicht mehr so viel abge-
puffert werde.  

Wenn man die „roten Gebiete“ nicht mehr berücksichtige und auf die einzelbetriebliche 
Basis abziele, halte er es für mangelhaft, die Einträge aus der Luft bei der Düngepla-
nung nicht zu berücksichtigen.  

Betriebe in Gebieten mit niedrigem Viehbestand, wie zum Beispiel in großen Teilen der 
Soester, Warburger oder Zülpicher Börde, und mit einer geringen Stickstoffvorbelastung 
aus der Luft von angenommen 15 kg betrieben dieselbe Düngeplanung wie Betriebe im 
Münsterland mit einer Vorbelastung von 50 kg, die sich gegebenenfalls niederschlage. 
Diese 35 kg Unterschied würden nicht angerechnet, sondern könnten erst nachträglich 
indirekt über Bodenproben bzw. über die Erträge nachgewiesen werden. Um diese Be-
lastungen einzubeziehen, bedürfe es relativ konkreter Werte pro Feldblock.  

In der Düngegesetzgebung werde auch nicht nach Bodenart differenziert, obwohl sich 
die Auswaschungsgefahr je nach Bodenqualität stark unterscheide, also je nachdem, 
ob ein Betrieb schwere oder leichte Böden habe. Angesichts der veränderten klima-
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tischen Bedingungen und der zunehmenden und unberechenbaren Starkregenereig-
nisse müssten solche Faktoren in die Düngeplanung hineinspielen. Es würde ihn inte-
ressieren, ob es Überlegungen dazu gebe, wie dies umgesetzt werden könnte, ohne 
dass die Landwirte noch einen zusätzlichen Tag im Büro sitzen müssten.  

RB’r Dr. Jons Eisele (MLV) gibt zu bedenken, er könne die von seinem Vorredner 
gewünschte Differenzierung nach Bodenarten und Auswaschungspotenzialen fachlich 
zwar nachvollziehen, dies würde den bürokratischen Aufwand jedoch potenzieren. Er 
halte es für unmöglich, die gesamte gute fachliche Praxis ordnungsrechtlich abzubil-
den. Ziel sei es vielmehr, die Nährstoffsituation gesamtbetrieblich im Griff zu behalten 
und die Menge der im Betrieb vorhandenen Nährstoffe anhand von Daten nachvollzie-
hen und kontrollieren zu können, etwa anhand der Tierzahl, einer Meldepflicht für Mi-
neraldünger und der Düngebedarfsermittlung.  

Die Stickstoffdepositionswerte ließen sich nur schwer erfassen. Der größte Teil der 
Stickstoffbelastung aus der Luft schlage sich jedoch auf den Flächen des emittieren-
den Betriebes oder in dessen Umfeld nieder und werde daher zumindest über die Bo-
dengehalte bei der Düngebedarfsermittlung für die einzelnen Kulturen einbezogen.  

Den erforderlichen Aufwand dafür, das Austragsrisiko eines Betriebes bis ins Detail zu 
erfassen, halte er für unverhältnismäßig. Die Überschüsse in dem Betrieb zu limitieren 
und dies auch sicher zu kontrollieren und zu lenken, erscheine ihm als der bessere 
Weg. In diese Richtung gehe auch der Vorschlag aus Nordrhein-Westfalen, Bayern 
und Sachsen-Anhalt. Er halte die Kontrolle der gesamtbetrieblichen Nährstoffsituation 
für einen erheblichen Fortschritt.  

Norwich Rüße (GRÜNE) bedauert, dass die bürokratischen Vorgaben immer alle 
Bauern gleichermaßen beträfen. Dabei werde etwa in Mittelgebirgsregionen auch in 
NRW deutlich weniger intensiv gedüngt als in den Viehhaltungsregionen, in den Inten-
sivregionen oder im Gartenbau. Aber selbst Grünlandbetriebe, die im Durchschnitt nur 
150 kg Stickstoff pro Hektar ausgebrächten, müssten dieselben Auflagen erfüllen, wie 
diejenigen, die immer bis an die Grenzen düngten.  

Zudem halte er es für fragwürdig, dass Einträge nicht angerechnet werden müssten, 
Verluste bei der Berechnung aber berücksichtigt werden dürften, wie etwa ein Stick-
stoffverlust von 20 % durch die Lüftung im Stall. Der Stickstoff verschwinde aus dem 
Betrieb, löse sich jedoch nicht auf, sondern schlage sich in der Nähe des Betriebs 
nieder, und zwar im Wasser, im Wald oder auf dem Dach.  

Die Diskussion um die Nitratbelastung werde seit 30 Jahren geführt, es habe sich seit-
her auch einiges verbessert, die Herausforderungen seien jedoch geblieben. Gleich-
zeitig trügen die Landwirte in den „grünen Gebieten“ wie im Sauerland eher wenig zu 
der Problematik bei. Seines Erachtens sollten diese entlastet werden.  

StS Dr. Martin Berges (MLV) verweist mit Blick auf die von seinem Vorredner ange-
sprochene lang andauernde Diskussion um die Nitratbelastung auf die seines 
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Erachtens erreichten Erfolge: Dem Nährstoffbericht der Landwirtschaftskammer zufolge 
sei die Nährstoffeffizienz gestiegen, während die Verluste zurückgegangen seien und sich 
die Salden verbessert hätten. Die in der Vergangenheit eingesetzten Instrumente hät-
ten also gewirkt. 

In einigen Regionen bestehe ein höheres, in anderen ein deutlich geringeres Risiko. 
Dennoch mache eine Düngebedarfsermittlung auch auf einem Grünlandbetrieb Sinn, 
weil man sich zwangsläufig Gedanken darüber mache, wie viel geerntet werde, wie 
viel Stickstoff eingekauft werden müsse, wie viel in der eigenen Tierhaltung anfalle und 
schließlich ausgebracht werde. Dies gehöre schlichtweg zur guten fachlichen Praxis, 
und schrecke die Landwirte auch nicht, weil es bei der Ausbildung vermittelt werde.  

Es brauche jedoch kluge Instrumente und Techniken, um dies zu dokumentieren und 
zur Verfügung zu stellen, die laufend weiterentwickelt werden müssten. Dies habe die 
Landesregierung im Blick.   
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12 Verschiedenes  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill teilt mit, dass der für den 29.04.2026 geplante Bedarfs-
termin entfällt.  

gez. Dr. Patricia Peill 
Vorsitzende 

6 Anlagen 
13.04.2026/22.04.2026 
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II

Berichtsanfrage für die Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Natur- und Verbrau-

cherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume am 11. März 2026 zur 

Thematik: „Zukunft der Wisentpopulation in Nordrhein-Westfalen“ 

Sehr geehrte Frau Dr. Peill,  

das im Jahr 2013 gestartete Wisent-Ansiedlungsprojekt im Rothaargebirge galt als 

eines der ambitioniertesten Artenschutzvorhaben in Westeuropa. Ziel war es, den 

europäischen Wisent dauerhaft wieder in Nordrhein-Westfalen heimisch zu ma-

chen und ein Modellprojekt für kooperativen Naturschutz, Biodiversität und regio-

nale Entwicklung zu etablieren. 

Nach jahrelangen juristischen Auseinandersetzungen mit Waldbesitzern, erhebli-

chen Schadensersatzforderungen, der Insolvenz des Trägervereins sowie der ge-

richtlichen Entscheidung aus dem Jahr 2022, wonach die Wisente nicht weiter frei 

herumlaufen dürfen, wurde das Projekt faktisch beendet. Seitdem befinden sich die 

Tiere auf einer rund 24 Hektar großen eingezäunten Fläche bei Bad Berleburg. 

Am 15.02.2026 erklärte Umweltminister Oliver Krischer in der WDR-Sendung West-

pol, das Wisentprojekt sei „gescheitert“. Als Ursache benannte er unter anderem 

eine mangelnde Akzeptanz in der Region und einen „Konstruktionsfehler von An-

fang an“. Bereits im Januar 2026 wurden sechs Tiere in ein Artenschutzprojekt nach 

Aserbaidschan ausgeflogen. Bis zum Jahresende sollen weitere 15 Wisente folgen; 

die verbleibenden Tiere sollen auf Tierparks verteilt werden. 

Parallel hierzu klagt der BUND vor dem Verwaltungsgericht Arnsberg auf Wieder-

freilassung der Tiere. Zudem steht die Frage im Raum, in welchem Umfang Haus-

haltsmittel aus dem Landesnaturschutzetat für Bau und Unterhaltung der Gatter-

anlage verwendet wurden. Nach Angaben des Umweltministeriums wurden für das 

Gesamtprojekt bereits mehrere Millionen Euro aus Landesmitteln aufgewendet. 

Vor diesem Hintergrund bittet die FDP-Landtagsfraktion die Landesregierung um 

einen Bericht zur Sitzung des Ausschusses am 11. März 2026. Der Bericht sollte da-

bei insbesondere folgende Fragen beantworten: 

FDP-Landtagsfraktion NRW  I  Platz des Landtags 1  I  40221 Düsseldorf 

An die Vorsitzende 

des Ausschusses für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, Land-

wirtschaft, Forsten und ländliche Räume 

Frau Dr. Patricia Peill MdL 

Landtag Nordrhein-Westfalen 

Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf

Landtag Nordrhein-Westfalen 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

T:  0211 I 884 2750 

F:  0211 I 884 I 3608 

Dietmar.brockes@landtag.nrw.de 

www.fdp-fraktion-nrw.de 

 www.facebook.com/dietmar.brockes 

 www.twitter.com/brockes 
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Dietmar Brockes MdL 
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Klimaschutz und Energie sowie 
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1 1.1. Welche konkreten politischen Konsequenzen leitet die Landesre-

gierung aus dem Scheitern des Wisentprojektes im Rothaargebirge 

ab? 

2.2. Wie viele Wisente befinden sich aktuell in Nordrhein-Westfalen 

und welche konkrete weitere Verteilung (Umsiedlung nach Aser-

baidschan, Abgabe an Tierparks etc.) ist vorgesehen? 

3.3. Welche Kosten sind dem Land Nordrhein-Westfalen seit Über-

nahme der Verantwortung für die Wisente insgesamt entstanden 

(bitte jahresweise und nach Kostenarten aufschlüsseln, insbeson-

dere Haltung, Personal, Infrastruktur, Transport, externe Leistun-

gen)? 

4.4. Welche weiteren Kosten erwartet die Landesregierung bis zur voll-

ständigen Abwicklung bzw. Neuordnung der Wisentpopulation in 

Nordrhein-Westfalen? 

5.5. In welcher Höhe und auf welcher rechtlichen Grundlage wurden für 

Bau und Unterhaltung der Gatteranlage Mittel aus dem Landesna-

turschutzhaushalt verwendet? 

Mit freundlichen Grüßen  

Dietmar Brockes MdL 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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SPD-Fraktion im Landtag Nordrhein-Westfalen 

Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf

Vorsitzende des Ausschusses für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und 

Verbraucherschutz, Forsten und ländliche Räume

Frau Dr. Patricia Peill

Platz des Landtags 1

40221 Düsseldorf 

Platz des Landtags 1
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T 0211.884-4363

rene.schneider@landtag.nrw.de

www.spd-fraktion-nrw.de

Düsseldorf, 24. Februar 2026

„Aus den Augen aus dem Sinn – wie durchdacht ist die Wisent-Umsiedlung nach Aserbaidschan?“

– Bitte um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur Sitzung des Ausschusses Umwelt, 

Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz am 1111. März 2026

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

in der Vorlage 18/4791 hat das Umweltministerium mitgeteilt, dass insgesamt sechs Wisente aus 

dem Wisentmanagementgehge in Bad Berleburg in den Shahdag-Nationalpark in Aserbaidschan

umgesiedelt wurden. Bis zu 15 weitere Wisente sollen im Winter 2026/27in den den Kaukasus-

Nationalpark überführt werden. In der WDR-Sendung Westpol wird zudem weiter ausgeführt, dass 

die verbleibenden zehn Wisente auf Tierparks verteilt werden sollen.1

In einem Bericht aus dem Jahr 2024 hat das Ministerium noch mitgeteilt, dass sich insgesamt 47 

Wisente in der Herde befinden. Es stellt sich daher die Frage, wo die restlichen 16 Wisente 

verblieben sind. 

Vor diesem Hintergrund bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht 

zur Sitzung des Ausschusses am 1111. März 2026 zum Thema: „Aus den Augen aus dem Sinn – wie 

durchdacht ist die Wisent-Umsiedlung nach Aserbaidschan? “

Der Bericht soll dabei unter anderem folgende Fragen beantworten:

1.1. Wie viele Wisente befinden sich aktuell im Projektgebiet bzw. in 

Managementeinrichtungen? Wieie hat sich der Bestand seit 2024 entwickelt, und welche Zu-

und Abgänge sind seither zu verzeichnen?

1 https://www1.wdr.de/nachrichten/landespolitik/wisent-projekt-gescheitert-100.html
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2.2. Nach welchen konkreten Kriterien (Alter, Geschlecht, Gesundheitsstatus, genetische 

Ausstattung, Sozialstruktur) wurden die bislang verbrachten Tiere ausgewählt?

3.3. Welche Rolle spielen internationale Erhaltungszuchtprogramme bei der 

Auswahlentscheidung?

4.4. Wie bewertet die Landesregierung die genetische Diversität der Wittgensteiner Herde, 

welche genetischen Analysen liegen vor, und welche Maßnahmen dienen der Vermeidung 

von Inzucht?

5.5. Welche veterinärmedizinischen Untersuchungen, Quarantäne- und 

Monitoringmaßnahmen wurden vor der internationalen Verbringung durchgeführt, und 

welche Behörden waren hierfür verantwortlich?

6.6. Welche konkrete seuchenrechtliche Bewertung wurde vor der Entscheidung zur 

Verbringung vorgenommen, und wurde neben dem aktuellen Zonenstatus auch eine 

prognostische Einschätzung der weiteren Seuchenentwicklung berücksichtigt?

7.7. Welche Risiken einer mechanischen Verschleppung des ASP-Erregers durch 

Transportfahrzeuge, Ausrüstung oder Personal wurden identifiziert? Wie wurde dieses 

Risiko in der Planung und Umsetzung des Transports berücksichtigt und welche 

Maßnahmen wurden verbindlich vorgeschrieben?

8.8. Wie erfolgt die Abstimmung zwischen Umwelt-, Landwirtschafts- und Veterinärbehörden 

bei internationalen Tierverbringungen, wer trägt die Gesamtverantwortung für die 

Entscheidung, und wie wird eine ganzheitliche Bewertung von Artenschutz, Tiergesundheit 

und Biosicherheit gewährleistet?

Mit freundlichen Grüßen

René Schneider MdL

Landtag Nordrhein-Westfalen
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Berichtsanfrage für die Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Natur- und Verbrau-

cherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume am 11. März 2026 zur 

Thematik: „Zunehmende illegale Entsorgung von giftigem Drogenmüll in Nord-

rhein-Westfalen“ 

Sehr geehrte Frau Dr. Peill,  

nach aktuellen Berichten des WDR warnt das Landeskriminalamt Nordrhein-West-

falen vor einer deutlichen Zunahme illegal entsorgten Drogenmülls, insbesondere 

im grenznahen Raum zu den Niederlanden. Seit 2023 habe sich die Zahl der re-

gistrierten sogenannten „Dumping-Fälle“ jährlich verdoppelt. Dabei werden teils 

zehntausende Liter hochgiftiger Chemikalien in der freien Landschaft abgeladen 

oder direkt in den Boden eingeleitet. 

Die bei der Produktion synthetischer Drogen entstehenden Abfälle enthalten unter 

anderem Schwermetalle und andere toxische Substanzen, die bei Versickerung 

langfristige Schäden für Böden, Grundwasser, Tiere und Menschen verursachen 

können. Nach Angaben von Sachverständigen des LKA drohen erhebliche Umwelt-

belastungen sowie hohe Kosten für die Sanierung und Aufbereitung von Trinkwas-

ser. 

Besonders problematisch ist zudem, dass nach geltender Rechtslage häufig die be-

troffenen Grundstückseigentümer für die Entsorgungskosten aufkommen müssen, 

wenn die Täter nicht ermittelt werden können. In einem aktuellen Fall aus Stolberg 

belaufen sich die Entsorgungskosten auf über 100.000 Euro. Gleichzeitig weisen Ex-

perten auf einen möglichen „Verdrängungseffekt“ aus den Niederlanden hin, da 

dort schärfer gegen Drogenmüll vorgegangen wird. 

Vor diesem Hintergrund bittet die FDP-Fraktion die Landesregierung um einen 

schriftlichen Bericht zur Sitzung des Ausschusses am 11. März 2026 zum Thema 

„Zunehmende illegale Entsorgung von giftigem Drogenmüll in Nordrhein-Westfa-

len“. 
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Wie viele solcher Fälle illegale Entsorgung von Abfällen aus der Drogenproduktion 

sind der Landesregierung in Nordrhein-Westfalen seit 2023 bekannt und wo sind 

diese aufgetreten?

Welche konkreten Kontaminierungen sind bisher aufgetreten, welche Stoffgrup-

pen wurden dabei festgestellt?  

Was unternimmt die Landesregierung konkret gegen diesen „Giftmülltourismus“ – 

insbesondere zur Prävention, zur schnelleren Tatorterkennung/Sicherung sowie 

zur konsequenten Entsorgung und Beweissicherung?

Wie werden Kommunen und betroffene Grundstückseigentümer in Nordrhein-

Westfalen unterstützt, wenn Täter nicht ermittelt werden können und hohe Ent-

sorgungskosten entstehen?

Welche Formen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, insbesondere mit 

den Niederlanden, bestehen derzeit zur Verhinderung und Verfolgung dieser 

Dumping-Fälle, und welche Verbesserungen plant die Landesregierung?

Mit freundlichen Grüßen  

Dietmar Brockes MdL 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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Düsseldorf, 24. Februar 2026

„Unbekannte Stoffe im Rhein – Warum fischt die Landesregierung im Trüben?“ – Bitte um einen 

schriftlichen Bericht der Landesregierung zur Sitzung des Ausschusses Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz am 1111. März 2026

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

eine Correctiv-Recherche, die am 3. Februar 2026 veröffentlicht wurde, zeigt, dass zahlreiche

unbekannte und bislang unerforschte Schadstoffe durch die chemische Industrie in Nordrhein-

Westfalen und anderen Bundesländern in den Rhein eingeleitet werden. Im Bericht wird das LANUK 

NRW zitiert, wonach nach groben Schätzungen etwa 30.000 Chemikalen im Rhein zu finden sind, 

von denen nur von für einen Bruchteil Erkenntnisse über die Wirkung auf Mensch und Umwelt 

vorliegen.1

Ein weiteres großes Problem besteht darin, dass die Hersteller neue Substanzen erst ab einer 

Jahresmenge von einer Tonne bei der Europäischen Chemikalienagentur (ECHA) melden müssen. 

Der Rhein ist nicht nur eine der bedeutsamsten Wasserstraßen Europas, die wichtige 

Metropolregionen verbindet, sondern sein Einzugsgebiet versorgt zudem Millionen von Menschen 

Trinkwasser. Zudem soll in naher Zukunft Rheinwasser zur Befüllung der zukünftigen Tagebaue-

Seen in Garzweiler und Hambach verwendet werden.

Vor diesem Hintergrund bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht 

zur Sitzung des Ausschusses am 1111. März 2026 zum Thema: „ Unbekannte Stoffe im Rhein – Warum 

fischt die Landesregierung im Trüben?“

1 https://correctiv.org/aktuelles/kampf-umum-wasser/2026/02/03/wie-die-industrie-den-rhein-mit-unbekannten-
stoffen-verschmutzt/
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Der Bericht soll dabei unter anderem folgende Fragen beantworten:

1.1. Welche Schlüsse zieht die Landesregierung aus der benannten Recherche? Warum hat das 

MUNV die zugrundeliegenden Daten des LANUK nicht proaktiv kommuniziert?

2.2. Welche Maßnahmen unternimmt die Landesregierung auch gemeinsam mit anderen 

betroffenen Bundesländern, um unbekannte Stoffe in Gewässern zu identifizieren und 

hinsichtlich ihrer Toxologie zu analysieren?

3.3. Welche Möglichkeiten sieht die Landesregierung, um Chemikalien wie PFAS aus dem 

Rheinwasser zu filtern und wie werden entsprechende Maßnahmen finanziell unterstützt?

4.4. Wie wirkt die Landesregierung auf die Festlegung von PFAS-Grenzwerten auf EU- und 

Bundesebene hin und bis wann ist mit einer Veröffentlichung verbindlicher Grenzewerte zu 

rechnen?

5.5. Welche Maßnahmen unternimmt die Landesregierung, um abwassereinleitende Betriebe 

zu mehr Transparenz hinsichtlich der einleitenden Stoffe und Rückstände zu verpflichten?

6.6. Wie stellt die Landesregierung sicher, dass dasas zur Verfüllung der Tagebauseen Garzweiler 

und Hambach entnommene Rheinwasser möglichst unbelastet ist?

7.7. Wer ist letztlich für die Wasserqualität des eingeleiteten Rheinwassers verantwortlich?

8.8. Wie bewertet die Landesregierung die EU-Richtlinie 2024/3019, die ab 2027 verschärfte 

Anforderungen an die Sammlung, Behandlung und Einleitung von kommunalen Abwasser 

stellt?

Mit freundlichen Grüßen

René Schneider MdL
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Vorsitzende des Ausschusses für Umwelt, Natur- und 

Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume

Frau Dr. Patricia Peill

Platz des Landtags 1

40221 Düsseldorf

René Schneider MdL

Sprecher für Umwelt, 
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Fon: 0211-884-43 63
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rene.schneider@landtag.nrw.de

Düsseldorf, 23. Februar 2026

Entscheidend ist auf der Wiese: Wie will die Landesregierung für mehr Expertise bei der 

Obstgehölzpflege sorgen?

Bitte um einen schriftlichen Bericht für die Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Natur- und 

Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume (AULNV) am 1111. März 2026

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

beim Schutz unserer Streuobstwiesen gibt es nach langem Drängen der SPD-Fraktion endlich 

Fortschritte. Mit der angestrebten Änderung des Landesnaturschutzgesetzes möchte NRW-

Umweltminister Oliver Krischer Streuobstwiesen endlich pauschal unter Schutz stellen – so wie es 

das Bundesnaturschutzgesetz längst vorsieht. Zur Umsetzung der Landesregelung hatte das 

Ministerium scheinbar nicht die Kraft oder den Willen. 

Doch über die Debatte um Paragrafen und Reglungen ist in den Hintergrund gerückt, dass 

entscheidend auf der Wiese ist. Und hier schlagen Praktiker, die sich mit der Pflege von 

Obstbäumen auskennen, im Gespräch Alarm. Es fehlt demnach an versierten Obstgehölzpflegern, 

die sich um Obstbäume im landeseigenen, kommunalen, landwirtschaftlichen, aber auch privaten 

Besitz kümmern. Die Befürchtung nun: Nicht nur der bislang mangelnde rechtliche Schutz, 

sondern auch fehlendes Fachwissen gefährden den Obstbaumbestand in NRW.

Vor diesem Hintergrund bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um einen schriftlichen 

Bericht zur Sitzung des Ausschusses am 1111. März 2026 zum Thema: „Entscheidend ist auf der 

Wiese: Wie will die Landesregierung für mehr Expertise bei der Obstgehölzpflege sorgen?“

Der Bericht soll dabei u.a. folgende Fragen beantworten:

1.1. Wie bewertet die Landesregierung den Hinweis auf einen Mangel an Obstgehölzpflegern 

in Nordrhein-Westfalen?

2.2. Welche Hinweise hat die Landesregierung darauf, dass Kommunen die Pflege von 

Streuobstwiesen zum Beispiel an Stadtwerke ohne Fachkräfte übergeben, da Kräfte mit 

Expertise schlicht fehlen?
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3.3. Weiß die Landesregierung darum, dass einzelne Kommunen Mitarbeitende des 

Grünflächenamtes gerne weitebilden würden, aber kein entsprechendes 

Fortbildungsangebot des Landes finden? Wie will das Land hier tätig werden? 

4.4. Wie fördert die Landesregierung die Aus- und Weiterbildung von Fachleuten in der 

Obstgehölzpflege?

5.5. Wie bindet die Landesregierung hierbei die Naturschutzverbände ein?

6.6. Wie evaluiert die Landesregierung den Vorschlag, die Weiterbildung zum Obstbaumwart 

bei der Landwirtschaftskammer zu fördern?

Mit freundlichen Grüßen

René Schneider MdL

Landtag Nordrhein-Westfalen
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Düsseldorf, 24. Februar 2026

„Mehr Gülle, weniger Vorgaben – Wie stellt die Landesregierung die Einhaltung der 

Nitratgrenzwerte sicher?“ – Bitte um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur Sitzung 

des Ausschusses Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz am 1111. März 2026

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

in einem Artikel der LZ Rheinland im Heft 5/2026 wird berichtet, dass im vergangenen Jahr deutlich 

mehr Wirtschaftsdünger aus der Nutztierhaltung aus den Niederlanden nach Deutschland 

exportiert wurde. Als Ursache für den Anstieg wird die Senkung der Obergrenzen für die 

Ausbringung von Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft im Jahr 2025 genannt. 

Vor dem Hintergrund des Urteils des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) vom 8. Oktober 2025 

(Az. 10 C 1.25) überrascht diese Senkung, da die Bundesregierung wirksame Maßnahmen zur 

Senkung der Nitratbelastung des Grundwasser ergreifen muss. In Nordrhein-Westfalen ist in 

diesem Zusammenhang besonders das Ems-Gebiet betroffen. 

Vor diesem Hintergrund bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht 

zur Sitzung des Ausschusses am 1111. März 2026 zum Thema: „Mehr Gülle, weniger Vorgaben – Wie 

stellt die Landesregierung die Einhaltung der Nitratgrenzwerte sicher?“

Der Bericht soll dabei unter anderem folgende Fragen beantworten:

1.1. Wie hoch war der Import von Wirtschaftsdünger nach Nordrhein-Westfalen aus den 

Niederlanden in den vergangenen fünf Jahren und welchen Einfluss haben die zusätzlichen 

Importe auf die Nitratbelastung in Nordrhein-Westfalen?

2.2. Wird Wirtschaftsdünger aus Nordrhein-Westfalen in andere Bundesländer oder Länder 

exportiert und wenn ja, wie viel?
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3.3. Wie hat sich die Nitratbelastung in NRW und besonders in den sogenannten „Roten 

Gebieten“ in den letzten fünf Jahren entwickelt?

4.4. Liegt der Landesregierung mittlerweile eine Urteilsbegründung zum oben genannten Urteil 

vor? Wenn ja, wie bewertet die Landesregierung diese?

5.5. Wie will die Landesregierung ein am Verursacherprinzip ausgerichtetes Düngerecht 

umsetzen?

6.6. Liegen erste Erkenntnisse und Ergebnisse der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser 

(LAWA) vor?

7.7. Wie hoch ist Anteil der Nitrateinträge von kommunalen Unternehmen mit Kläranlagen, 

Straßenmeisterienen und Industriebetrieben an den gesamten Nitrateinträgen?

Mit freundlichen Grüßen

René Schneider MdL

Landtag Nordrhein-Westfalen
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